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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1960 Ausgegeben am 5. April 1960 21. Stück

7 5 . Europäisches Währungsabkommen samt Zusatzprotokoll.
7 6 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Ungarischen Volksrepublik

über den Luftverkehr.
7 7 . Zusatzabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Königreiches der

Niederlande zum Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
des Königreiches der Niederlande, betreffend die Aufhebung des Paßzwanges zwischen Österreich
und den Niederlanden.

75.
Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt das Europäische Währungsabkommen

vom 5. August 1955 und das Zusatzprotokoll Nr. 2 vom 27. Juni 1958 zur Abänderung des Euro-
päischen Währungsabkommens, welche also lauten:

(Übersetzung.)

EUROPÄISCHES WÄH-
RUNGSABKOMMEN

DIE REGIERUNGEN der
Bundesrepublik Deutschland, der
Republik Österreich, des König-
reichs Belgien, des Königreichs
Dänemark, der Französischen
Republik, des Königreichs Grie-
chenland, Irlands, der Republik
Island, der Italienischen Repu-
blik, des Großherzogtums Lu-
xemburg, des Königreichs Nor-
wegen, des Königreichs der
Niederlande, der Portugiesischen
Republik, des Vereinigten
Königreichs Großbritannien und
Nordirland, Schwedens, der
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Türkischen Repu-
blik

HABEN
IN ERWÄGUNG der von

den Vertragsparteien des Ab-
kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union vom 19. September 1950
getroffenen Vorkehrungen zur
Beendigung dieses Abkommens
im Zusammenhang mit der
Rückkehr einiger Vertragspar-
teien zur Konvertierbarkeit;

IN DER ERWÄGUNG, daß
es zur Aufrechterhaltung eines
hohen, gleichbleibenden Standes
des Handels und der Liberalisie-
rung zwischen den Vertragspar-
teien sowie der Beschäftigung in
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deren Ländern — unter Beach-
tung der Notwendigkeit finan-
zieller Stabilität im Innern —
und zur gleichzeitigen Erleichte-
rung der Rückkehr zu einem
gänzlich multilateralen Handels-
verkehr und zur Konvertierbar-
keit erwünscht ist, bei Beendi-
gung des Abkommens über die
Gründung einer Europäischen
Zahlungsunion einen Kredit-
fonds zu schaffen, den alle Ver-
tragsparteien in Anspruch neh-
men können;

IN DEM WUNSCHE, bei
Beendigung der Tätigkeit der
Europäischen Zahlungsunion
auch ein multilaterales System
des Zahlungsausgleichs einzurich-
ten, das mit den von den Ver-
tragsparteien vorgesehenen De-
visensystemen vereinbar ist;

IN DER ERWÄGUNG, daß
dieses multilaterale System den
Vertragsparteien zwar gestatten
sollte, unterschiedliche Methoden
der Wechselkurspolitik anzu-
wenden, daß jedoch die Absicht
aller Vertragsparteien dahin
geht, die Grenzen, über die hin-
aus sie die Kurse ihrer Währun-
gen nicht schwanken lassen wer-
den, so eng und so stabil wie
möglich zu halten;

IM VERTRAUEN DAR-
AUF, daß das Funktionieren des
Europäischen Fonds und des
Multilateralen Systems des Zah-
lungsausgleichs es den Vertrags-
parteien erleichtern wird, in
ihren gegenseitigen Handels-
und Zahlungsbeziehungen auf
bilaterale Abmachungen zu ver-
zichten;

IN DEM WUNSCHE, einen
institutionellen Rahmen für die
Fortsetzung der monetären Zu-
sammenarbeit in Europa zu
schaffen und die Vertragspar-
teien bei der Durchführung der
Beschlüsse der Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit (im folgenden
„Organisation" genannt) hin-
sichtlich der Handelspolitik so-
wie der Liberalisierung des
Warenverkehrs und der unsicht-
baren Transaktionen zu unter-
stützen;

IM HINBLICK AUF die am
29. Juli 1955 erfolgte Annahme
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einer Empfehlung des Rates der
Organisation (im folgenden
„Rat" genannt), in der der
Wortlaut dieses Abkommens ge-
nehmigt, seine Unterzeichnung
durch die Mitglieder der Orga-
nisation empfohlen und be-
stimmt wird, daß die Organisa-
tion die in diesem Abkommen
vorgesehenen Funktionen mit
Beginn seines Inkrafttretens
übernehmen soll,

f o l g e n d e s V E R E I N -
B A R T :

Artikel 1

EUROPÄISCHER FONDS
UND MULTILATERALES
SYSTEM DES ZAHLUNGS-

AUSGLEICHS

Die Vertragsparteien errichten
hiermit gemeinsam einen Euro-
päischen Fonds (im folgenden
„Fonds" genannt) und ein Mul-
tilaterales System des Zahlungs-
ausgleichs (im folgenden „System
des Zahlungsausgleichs" ge-
nannt), deren Tätigkeit sich im
Rahmen der Organisation voll-
zieht.

TEIL I
EUROPÄISCHER FONDS

Artikel 2

ZWECK DES FONDS

Der Fonds hat den Zweck,

1. den Vertragsparteien
Kredit zu gewähren, um
ihnen zu helfen, vorüber-
gehenden Schwierigkeiten
in der Gesamtzahlungs-
bilanz in Fällen, in denen
diese Schwierigkeiten die
Aufrechterhaltung des
Umfanges ihrer inner-
europäischen Liberalisie-
rungsmaßnahmen gefähr-
den, entgegenzuwirken,
und

2. das Funktionieren des
Systems des Zahlungs-
ausgleichs zu erleichtern.

Artikel 3

KAPITAL DES FONDS

Das Kapital des Fonds be-
steht aus
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a) folgenden Beträgen, die von
der Europäischen Zahlungsunion
auf den Fonds übertragen wer-
den:

1. einem Betrag von
113,037.000 Rechnungs-
einheiten im Sinne des
Artikels 24,

2. einem von der Regierung
der Vereinigten Staaten
von Amerika bindend
zugesagten Betrag von
US-$ 123,538.000 und

3. Forderungen gegen Nor-
wegen und die Türkei in
Höhe von 10,000.000
bzw. 25,000.000 Rech-
nungseinheiten.

b) Beiträgen der Vertragspar-
teien im Gesamtbetrage von
328,425.000 Rechnungseinheiten.
Die Höhe dieser Beiträge ist aus
Tabelle A zu ersehen.

TABELLE A

Artikel 4

EINZAHLUNG DES
KAPITALS

a) Der im vorangehenden Ar-
tikel genannte Betrag von
113,037.000 Rechnungseinheiten
wird auf den Fonds in Gold, in
US-Dollar oder in konvertier-



21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75 541

baren Währungen dritter, nicht
zu den Vertragsparteien des Ab-
kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union gehörenden Ländern
übertragen, sobald das vorlie-
gende Abkommen in Kraft tritt.

b) Die im vorangehenden Ar-
tikel genannten Forderungen in
Höhe von 10,000.000 und
25,000.000 Rechnungseinheiten
werden auf den Fonds über-
tragen, sobald das vorliegende
Abkommen in Kraft tritt. Diese
Forderungen sind mit jährlich
drei v. H. zu verzinsen und an
den Fonds in dreizehn gleichen
Jahresraten in Gold zurückzu-
zahlen, wobei die erste Rate am
Ende des dritten Jahres nach
dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Abkommens fällig
ist. Die fälligen Zinsen für die
ersten zwei Jahre nach diesem
Zeitpunkt sind halbjährlich in
Gold an den Fonds zu zahlen.

c) Der im vorangehenden Ar-
tikel genannte Betrag von
US-$ 123,538.000 wird gemäß
den Beschlüssen der Organisa-
tion dem Fonds insoweit zur
Verfügung gestellt, als es not-
wendig ist, die liquiden Ver-
mögenswerte des Fonds auf
einem Stand zu halten, der dem
Fonds jederzeit die Erfüllung
seiner Verpflichtungen ermög-
licht, vorausgesetzt daß,

1. vor Leistung einer Zah-
lung aus diesem Betrag
die Vertragsparteien auf
ihre Beiträge einen
Gesamtbetrag von
148,037.000 Rechnungs-
einheiten an den Fonds
gezahlt haben, und daß

2. zum gleichen Zeitpunkt,
zu dem eine solche Zah-
lung geleistet wird, die
Vertragsparteien eine
gleich große Zahlung auf
ihre Beiträge leisten.

d) Die Beiträge der Vertrags-
parteien sind an den Fonds ge-
mäß den Beschlüssen der Orga-
nisation insoweit zu zahlen, als
es notwendig ist, die liquiden
Vermögenswerte des Fonds auf
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einem Stand zu halten, der ihm
jederzeit die Erfüllung seiner
Verpflichtungen ermöglicht. Die
Zahlungen sind in Gold, und
zwar im Verhältnis zur Höhe
der einzelnen Beitragsverpflich-
tungen zu leisten. Die Organi-
sation kann jedoch beschließen,
daß bestimmte Vertragsparteien
im Hinblick auf ihre besondere
Lage nicht zur Zahlung des ge-
samten Beitrags oder eines Tei-
les davon aufgefordert werden,
bevor die anderen Beiträge voll
eingezahlt sind, wobei jedoch
die Beträge, deren Zahlung auf
diese Weise aufgeschoben wird,
insgesamt 56,850.000 Rech-
nungseinheiten nicht überschrei-
ten dürfen. Ein solcher Beschluß
soll einer Überprüfung unter-
zogen werden, falls sich die Lage
der Vertragsparteien ändern
sollte.

Artikel 5

RÜCKZAHLUNGEN

a. Dans la mesure où tout ou
Artikels 4 ganz oder teilweise
gezahlten Beträge vom Fonds
nicht mehr benötigt werden,
können sie auf Beschluß der Or-
ganisation zurückgezahlt oder
auf einem Sonderkonto des
Fonds gesperrt werden.

b) Rückzahlungen gemäß
einem Beschluß der Organisation
sind an die Vertragsparteien in
Gold im Verhältnis zu der Höhe
ihrer Beitragszahlungen vor-
zunehmen. Die Rückzahlung
von Beiträgen, deren Zahlung
durch einen auf Grund von Ar-
tikel 4 Absatz (d) gefaßten Be-
schluß aufgeschoben war, soll
jedoch vor der Rückzahlung der
anderen Beiträge erfolgen. Auf
Grund dieses Artikels zurück-
gezahlte Beträge können gemäß
den Bestimmungen in Artikel 4
wieder abgerufen werden.

c) Ein Betrag in gleicher Höhe
wie jede auf Grund dieses Ar-
tikels vorgenommene Rückzah-
lung ist auf einem Sonderkonto
des Fonds zu sperren, es sei
denn, daß diese Rückzahlung
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sich auf Beiträge bezieht, deren
Zahlung durch einen auf Grund
von Artikel 4 Absatz (d) ge-
faßten Beschluß aufgeschoben
wurde.

d) Die auf Grund des voran-
gehenden Absatzes gesperrten
Beträge dürfen für die Zwecke
des Abkommens nicht vor des-
sen Beendigung verwendet wer-
den. Sollten jedoch die Ver-
tragsparteien wieder aufgefor-
dert werden, Zahlungen auf ihre
Beiträge zu leisten, dann sind
diese Beträge in der gleichen
Höhe, in der Zahlungen geleistet
werden, dem Fonds erneut zur
Verfügung zu stellen. Solange
nicht alle gesperrten Beträge
dem Fonds erneut zur Ver-
fügung gestellt worden sind,
können aus dem in Ar-
tikel 3 genannten Betrag von
US-$ 123,538.000 keine weiteren
Zahlungen an den Fonds er-
folgen.

Artikel 6

ZINSEN

Die auf Grund des Artikels 4
an den Fonds geleisteten Bei-
träge sind aus den Einnahmen
des Fonds zu einem von der
Organisation festzusetzenden
Zinssatz zu verzinsen. Die Zah-
lung der Zinsen erfolgt in Gold.

Artikel 7

KREDITGEWÄHRUNG

a) Der Fonds kann jeder Ver-
tragspartei auf Antrag Kredite
gewähren. Beschlüsse über die
Gewährung solcher Kredite sind
von der Organisation zu fassen,
die auch über die Rückzahlungs-
termine, den Zinssatz und die
Höhe der Dienstleistungsgebüh-
ren sowie über alle mit dem
Kredit verbundenen finanziellen
oder sonstigen Bedingungen ent-
scheidet.

b) Die Kreditbeträge sind in
Rechnungseinheiten festzuset-
zen. Sie sind in Gold in An-
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spruch zu nehmen und zurück-
zuzahlen; Zinsen und Dienst-
leistungsgebühren sind in Gold
zu zahlen.

c) Der Zeitraum, für welchen
Kredite gewährt werden kön-
nen, soll zwei Jahre nicht über-
schreiten. Jeder in Anspruch ge-
nommene Kredit ist innerhalb
eines Zeitraumes zurückzuzah-
len, der vom Zeitpunkt seiner
Gewährung an zwei Jahre nicht
überschreitet. Er kann vor dem
Fälligkeitstermin zurückgezahlt
werden.

d) In Anspruch genommene
Kredite können in einer Ur-
kunde verbrieft werden, welche
die Organisation mit Zustim-
mung der betreffenden Vertrags-
partei und der Vertragspartei,
gegen deren Währung die Ab-
tretung erfolgt, abtreten kann.
Eine solche Abtretung kann
nicht mit einer Garantiegewäh-
rung durch den Fonds verbun-
den werden.

Artikel 8

TEIL II
MULTILATERALES SYSTEM

DES
ZAHLUNGSAUSGLEICHS

ZWECK DES SYSTEMS DES
ZAHLUNGSAUSGLEICHS

Zweck dieses Systems ist es,
den Ausgleich des Zahlungs-
verkehrs in den Währungen
und zwischen den Währungs-
gebieten der Vertragsparteien
zu erleichtern, indem es diesen
Zwischenfinanzierungen sowie
einen regelmäßigen Ausgleich
ihrer Forderungen zu im voraus
festgesetzten Bedingungen er-
möglicht, und ihnen so hilft, die
Ziele zu erreichen und die Be-
dingungen zu erfüllen, die in der
Präambel dieses Abkommens
angeführt sind.

Artikel 9

WECHSELKURS-MARGEN

a) Jede Vertragspartei wird,
um die Schwankungen ihrer
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Währung zu begrenzen, An-
und Verkaufskurse für Gold,
US-Dollar oder eine andere
Währung festsetzen und wird
jeder anderen Vertragspartei
und der Organisation die so
festgesetzten Kurse mitteilen,
welche für die in diesem Teil des
Abkommens vorgesehenen Be-
rechnungen und Zahlungsaus-
gleiche zugrunde gelegt werden
sollen.

b) Falls eine Vertragspartei
einen einheitlichen Kurs für An-
und Verkauf festsetzt, hat sie
diesen Kurs gemäß den im vor-
stehenden Absatz enthaltenen
Vorschriften zu notifizieren.

c) Die Verpflichtungen unter
diesem Artikel entfallen für die
Währung einer Vertragspartei,
wenn für diese Währung von
keiner Zentralbank einer an-
deren Vertragspartei An- und
Verkaufskurse veröffentlicht
werden.

Artikel 10

ZWISCHENFINANZIERUNG

a) Jede Vertragspartei soll
einer anderen Vertragspartei auf
Verlangen in der Zeit zwischen
den in Artikel 12 vorgesehenen
Abrechnungsterminen Beträge
in ihrer Währung zur Ver-
fügung stellen, ohne einen Aus-
gleich in Gold oder in der Wäh-
rung eines dritten Landes zu
fordern.

b) Eine Vertragspartei ist je-
doch nicht verpflichtet, auf
Grund dieses Artikels anderen
Vertragsparteien Währungs-
beträge zur Verfügung zu stel-
len, die insgesamt den Gegen-
wert des in Tabelle B für die
erste Vertragspartei angeführten
Betrages überschreiten; auch ist
keine Vertragspartei berechtigt,
auf Grund dieses Artikels von
anderen Vertragsparteien die
Zurverfügungstellung von Wäh-
rungsbeträgen zu verlangen, die
insgesamt den für die erste Ver-
tragspartei in Tabelle B ange-
führten Betrag überschreiten.



546 21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75

TABELLE B

c) Die einer Vertragspartei
auf Grund dieses Artikels zur
Verfügung gestellten Währungs-
beträge sind von dieser zu einem
einheitlichen, von der Organisa-
tion festgesetzten Satz zu ver-
zinsen.

Artikel 11

FORDERUNGEN UND
SCHULDEN

a) Jede Vertragspartei meldet
am Ende jeder Periode, für die
der Zahlungsausgleich erfolgt
(im folgenden „Abrechnungs-
periode" genannt),

1. alle Währungsbeträge,
die sie auf Grund des Ar-
tikels 10 einer anderen
Vertragspartei überlassen
hat, und alle Währungs-
beträge, die ihr von an-
deren Vertragsparteien
zur Verfügung gestellt
worden sind, soweit sie
am Ende der betreffenden
Abrechnungsperiode noch
nicht zurückgezahlt sind;

2. Beträge, welche sie in der
Währung jeder anderen
Vertragspartei hält —
unter besonderer Angabe
der Währungsbeträge, dir
auf Grund von ad-hoc-
Vereinbarungen, welche
gemäß Artikel 15 notifi-
ziert worden sind, ge-
kauft wurden —, soweit
sie beabsichtigt, diese
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Beträge unter dem vor-
liegenden Abkommen ab-
zurechnen;
und

3. alle Salden auf einem
Konto, welches auf
Grund eines bilateralen
Zahlungsabkommens un-
terhalten wird, das ge-
mäß den Bestimmungen
des Artikels 16 gemeldet
worden ist. Salden, die
auf Grund dieses Unter-
absatzes gemeldet wer-
den, dürfen die Kredit-
grenzen nicht überschrei-
ten, die in dem betreffen-
den Zahlungsabkommen
vorgesehen und gemäß
Artikel 16 notifiziert
sind.

b) Für die Berechnung der
bilateralen Forderungen oder
Schulden jeder Vertragspartei
gegenüber jeder anderen Ver-
tragspartei am Ende einer Ab-
rechnungsperiode sind die auf
Grund des Absatzes (a) dieses
Artikels für die betreffende Ab-
rechnungsperiode gemeldeten
Beträge wie folgt in US-Dollar
umzurechnen:

1. die in Absatz (a) (1) die-
ses Artikels genannten
Beträge auf der Basis des
gemäß Artikel 9 gemel-
deten Ankaufskurses;

2. die in Absatz (a) (2) die-
ses Artikels genannten
Beträge auf der Basis des
gemäß Artikel 9 gemel-
deten Verkaufskurses;

3. die in Absatz (a) (3) die-
ses Artikels genannten
Salden auf der Basis des
zwischen den betreffen-
den Vertragsparteien ver-
einbarten Kurses.

c) Wenn die von einer Ver-
tragspartei gemäß Artikel 9 no-
tifizierten An- und Verkaufs-
kurse im Verhältnis zum Gold
oder zu einer anderen Währung
als dem US-Dollar festgelegt
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sind, hat diese Vertragspartei
auch die für die Zwecke der Be-
rechnung und den Zahlungs-
ausgleich gemäß diesem Teil des
Abkommens zugrunde zu le-
gende Preisrelation zwischen
Gold oder der Währung, für die
sie die An- und Verkaufskurse
notifiziert hat, einerseits, und
dem US-Dollar andererseits mit-
zuteilen.

d) Die Netto-Forderung oder
-Schuld einer Vertragspartei am
Ende einer Abrechnungsperiode
ist gleich dem Differenzbetrag
zwischen der Summe ihrer bila-
teralen Forderungen und der
Summe ihrer bilateralen Schul-
den, die gemäß Absatz (b) dieses
Artikels berechnet wurden.

Artikel 12

ZAHLUNGSAUSGLEICH

a) Die Netto-Forderung oder
-Schuld jeder Vertragspartei am
Ende jeder Abrechnungsperiode
wird durch eine Zahlung in US-
Dollar durch den Fonds oder an
den Fonds abgedeckt, die ent-
sprechenden bilateralen Forde-
rungen und Schulden der Ver-
tragsparteien werden ausgegli-
chen.

b) Der Wertstellungstag für
den Zahlungsausgleich wird für
jede Abrechnungsperiode gemäß
den Beschlüssen der Organisa-
tion festgesetzt.

c) Falls bei einer Zahlung in
US-Dollar, die gemäß diesem
Artikel dem Fonds gegenüber
fällig ist, ein Verzug eintritt, so
ist der Ausfall, sofern durch den
Zahlungsverzug die Gesamt-
summe der dem Fonds auf
Grund dieses Artikels geschulde-
ten und nicht gezahlten Beträge
US-$ 50 Millionen übersteigt,
von denjenigen Vertragspar-
teien zu tragen, die in der be-
treffenden Abrechnungsperiode
bilaterale Forderungen gegen-
über der in Zahlungsverzug ge-
ratenen Vertragspartei haben,
und zwar im Verhältnis zur
Höhe dieser bilateralen Forde-
rungen. Zu diesem Zweck haben
die betreffenden Vertragspar-
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teien an den Fonds Zahlungen in
US-Dollar zu leisten und er-
halten dafür Forderungen an
den Fonds in gleicher Höhe;
wenn die in Zahlungsverzug
geratene Vertragspartei Zahlun-
gen auf Grund dieses Artikels an
den Fonds vornimmt, wird der
Fonds Rückzahlungen auf die
genannten Forderungen im Ver-
hältnis zur Höhe der Ansprüche
vornehmen.

d) Die Schulden der Vertrags-
parteien gegenüber dem Fonds,
die sich auf Grund dieses Ar-
tikels aus dem Verzug bei einer
in US-Dollar an den Fonds zu
leistenden Zahlung ergeben, so-
wie alle Schulden des Fonds
gegenüber den Vertragsparteien,
die sich aus der Anwendung von
Abschnitt (c) dieses Artikels er-
geben, werden in Rechnungs-
einheiten ausgedrückt.

Artikel 13

ÄNDERUNGEN DER
WECHSELKURS-MARGEN

Wenn die gemäß Artikel 9
gemeldeten An- oder Verkaufs-
kurse von einer Vertragspartei
während einer Abrechnungs-
periode geändert werden,

1. sind die in Artikel 11
Absatz (a) genannten Be-
träge und Salden, die den
der Änderung voraus-
gehenden Zeitraum be-
treffen, von der betref-
fenden Vertragspartei
und, soweit sie sich auf
diese Vertragspartei be-
ziehen, von den anderen
Vertragsparteien so bald
wie möglich nach der
Änderung zu melden;
und

2. werden die bilateralen
Forderungen und Schul-
den der betreffenden
Vertragspartei getrennt
errechnet, nämlich für die
Zeit vor und nach der
Änderung, jeweils auf der
Grundlage der für jede
der Perioden gemeldeten
An- und Verkaufskurse
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Artikel 14

ÄNDERUNG DES GOLD-
PREISES ODER DER GOLD-
POLITIK DER VEREINIG-

TEN STAATEN

a) Im Falle einer Änderung
des von den Vereinigten Staa-
ten von Amerika festgesetzten
Goldpreises oder einer Ein-
schränkung der Goldankaufs-
oder Goldverkaufspolitik der
Währungsbehörden der Ver-
einigten Staaten gegenüber einer
Vertragspartei,

1. haben die Vertragspar-
teien sobald wie möglich
nach einer solchen Ände-
rung oder Einschränkung
die Beträge und Salden
gemäß Artikel 11 Ab-
schnitt (a) für den Zeit-
abschnitt vor dieser Än-
derung oder •Beschrän-
kung zu melden;

2. werden die bilateralen
Forderungen und Schul-
den der Vertragsparteien
unter Ausschluß der ge-
mäß Artikel 11 Ab-
schnitt (a) (1) gemeldeten
Beträge für den der Än-
derung oder Einschrän-
kung vorangehenden
Zeitraum berechnet, und
zwar auf der Basis des
gemäß Artikel 9 notifi-
zierten Verkaufskurses
oder der gemäß Ar-
tikel 11 Abschnitt (b) (3)
vereinbarten Kurse; die
auf dieser Basis errechnete
Forderung oder Schuld
jeder Vertragspartei ist
an dem von der Organi-
sation bestimmten Wert-
stellungstag zu regeln,
und zwar . im Einklang
mit den in Artikel 12
festgesetzten Bestimmun-
gen;

3. die gemäß Artikel 11
Abschnitt (a) (1) gemel-
deten Beträge, die in US-
Dollar auf Grund der An-
kaufskurse für den Zeit-
abschnitt vor einer sol-
chen Änderung oder Ein-
schränkung errechnet
wurden, sollen auf Grund
des Goldpreises (aus-
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schließlich irgendeiner
Kommissionsgebühr), der
von den Vereinigten
Staaten von Amerika bis
zum Zeitpunkt einer sol-
chen Änderung oder Ein-
schränkung festgesetzt
war, in Gold umgerechnet
werden; die dem Netto-
betrag für jede Vertrags-
partei entsprechende For-
derung oder Schuld ist
an dem von der Organi-
sation bestimmten Wert-
stellungstag in Gold aus-
zugleichen; und

4. jeder Verzug bei einer
auf Grund des vorstehen-
den Artikels zu leisten-
den Zahlung gilt als Ver-
zug einer Zahlung in US-
Dollar gemäß Artikel 12.

b) Im Falle einer Änderung
des von den Vereinigten Staaten
von Amerika festgesetzten Gold-
preises

1. wird die Organisation so-
bald wie möglich nach
dieser Änderung eine
umfassende Überprüfung
der Bestimmungen des
vorliegenden Teiles des
Abkommens durchfüh-
ren, um zu entscheiden,
welche Änderungen an
diesen Bestimmungen
vorgenommen werden
sollen, um der Änderung
des Goldpreises Rech-
nung zu tragen;

2. kann eine solche Entschei-
dung nur mit der Zu-
stimmung von Vertrags-
parteien getroffen wer-
den, deren Beiträge sich
insgesamt auf mindestens
50 v. H. des Gesamt-
betrages der Beiträge im
Sinne des Artikels 33 be-
laufen. Die Bestimmun-
gen des vorliegenden
Teils des Abkommens
treten am Ende der Ab-
rechnungsperiode, in wel-
cher diese Entscheidung
getroffen wird, für eine
Vertragspartei, die an



552 21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75

dieser Entscheidung nicht
mitwirkt, außer Kraft.
Die Abrechnungen für
diese Rechnungsperiode
sind jedoch durchzufüh-
ren.

c) Im F a l l e einer Ein-
schränkung der Goldankaufs-
und Goldverkaufspolitik durch
die Währungsbehörden der Ver-
einigten Staaten gegenüber
irgendeiner Vertragspartei

1. wird die Organisation so
bald wie möglich nach
dieser Einschränkung eine
umfassende Überprüfung
der Bestimmungen des
vorliegenden Teils des
Abkommens durchfüh-
ren, um über die Bedin-
gungen zu entscheiden,
unter welchen diese Be-
stimmungen nach der
Einführung einer solchen
Einschränkung in Kraft
bleiben können;

2. f i n d e n , wenn eine
Vertragspartei an einer
auf Grund des vorange-
henden Unterabsatzes ge-
troffenen Entscheidung
der Organisation nicht
mitwirkt, die Bestim-
mungen des vorliegenden
Teils des Abkommens für
diese Vertragspartei keine
Anwendung mehr; sie
bleiben jedoch unbescha-
det der Bestimmungen in
Artikel 33, Absatz (c)
zwischen den anderen
Vertragsparteien zu den
von diesen festzulegen-
den Bedingungen in
Kraft. Das Ausscheiden
der betreffenden Ver-
tragspartei wird vom
Tage der Einschränkung
an wirksam. Jedoch sind
die im vorliegenden Ab-
satz vorgesehenen Ab-
rechnungen durchzufüh-
ren.

d) Falls eine Änderung oder
Einschränkung im Sinne des
vorliegenden Artikels statt-
gefunden hat und die Abrech-
nungen für die vor dieser Än-
derung oder Einschränkung lie-
gende Rechnungsperiode noch
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nicht durchgeführt sind, werden
die Berechnung und der Aus-
gleich der Forderungen und
Schulden für diese Abrechnungs-
periode entsprechend den Be-
stimmungen des Absatzes (a)
dieses Artikels durchgeführt.

Artikel 15

AD-HOC-VEREIN-
BARUNGEN

Die zwischen zwei Vertrags-
parteien zur Stützung ihrer
Währungen getroffenen Ad-
hoc-Vereinbarungen, sowie de-
ren eventuelle Änderungen
müssen der Organisation von
den betreffenden) Vertragspar-
teien gemeldet werden, sofern
diese wünschen, daß die auf
Grund der genannten Verein-
barungen entstandenen Salden
in die Berechnung ihrer bilate-
ralen Forderungen und Schul-
den einbezogen werden sollen.

Artikel 16

BILATERALE
ZAHLUNGSABKOMMEN

a) Falls bilaterale Zahlungs-
abkommen, welche Kreditmar-
gen vorsehen, aufrechterhalten
bleiben oder zwischen zwei
Vertragsparteien neu abge-
schlossen werden, sind diese
Abkommen der Organisation
zu melden unter genauer An-
gabe ihrer Laufzeit und der in
ihnen enthaltenen finanziellen
Abmachungen, im besonderen
der Höhe der Kreditgrenzen,
der Verrechnungswährung und
der für die Berechnungen und
die Abrechnung im Rahmen
des vorliegenden Teils des Ab-
kommens vereinbarten Wech-
selkurse. Die betreffenden Ver-
tragsparteien haben der Orga-
nisation auch alle Änderungen
zu melden, welche hinsichtlich
der finanziellen Abmachungen
vereinbart werden.

b) Die Organisation kann an
die betreffenden Vertragspar-
teien Empfehlungen hinsicht-
lich einer Revision der Bestim-
mungen eines solchen bilate-
ralen Abkommens richten, falls
sie der Meinung ist, daß diese
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Bestimmungen das befriedi-
gende Funktionieren des Ab-
rechnungssystems beeinträchti-
gen könnten oder daß sie den
in der Präambel dieses Abkom-
mens angeführten Zielen zu-
widerlaufen.

c) Falls solche Empfehlungen
nicht berücksichtigt werden,
kann die Organisation beschlie-
ßen, daß Salden aus solchen Ab-
kommen nicht in die Berech-
nung der bilateralen Forderun-
gen und Schulden der betreffen-
den Vertragsparteien einbezo-
gen werden dürfen. Falls jedoch
in Mißachtung einer solchen
Entscheidung der Organisation
die in dieser Entscheidung er-
wähnten Salden in die Abrech-
nung gemäß Artikel 12 einge-
bracht worden sind, so hat die
Vertragspartei, bei der durch
die Einbeziehung dieser Salden
die Netto-Forderungen erhöht
oder die Netto-Schulden ver-
mindert worden sind, an den
Europäischen Fonds eine ent-
sprechende Zahlung in US-
Dollar zu leisten, und der
Fonds leistet seinerseits eine
entsprechende Zahlung in US-
Dollar an die andere betroffene
Vertragspartei.

d) Die Bestimmungen des
vorhergehenden Absatzes fin-
den auch Anwendung, falls ein
Saldo, der in Übereinstimmung
mit Artikel 11 Absatz (a) (3)
gemeldet wurde, die Kredit-
grenze überschreitet, die in dem
betreffenden bilateralen Zah-
lungsabkommen vorgesehen
und der Organisation in Über-
einstimmung mit den Bestim-
mungen von Absatz (a) dieses
Artikels notifiziert wurde.

TEIL III

VERWALTUNG UND

FINANZEN

Artikel 17

VERWALTUNGSORGANE

Die Tätigkeit des Fonds und
des Systems des Zahlungsaus-
gleichs wird nach den Weisun-
gen und unter der Aufsicht des
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Rates durch ein Direktorium
und durch die Bank für Inter-
nationalen Zahlungsausgleich
ausgeübt, die auf Grund eines
Vertrages zwischen der Organi-
sation und der Bank als Agent
der Organisation (im folgenden
„Agent" genannt) handelt.

Artikel 18

DER RAT

a) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 19 hat der
Rat die Befugnis, die zur
Durchführung dieses Abkom-
mens notwendigen Entschei-
dungen zu treffen.

b) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen in Absatz c) bis f) dieses
Artikels sowie der Artikel 14,
31 und 32

1. werden Entscheidungen
des Rates auf Grund
dieses Abkommens durch
einvernehmlichen Be-
schluß aller Vertrags-
parteien gefaßt, mit Aus-
nahme derjenigen, die ab-
wesend sind oder sich der
Stimme enthalten;

2. sind diese Entscheidungen
des Rates für alle Ver-
tragsparteien rechtsver-
bindlich; vorbehaltlich
der Bestimmungen in Ar-
tikel 30, Absatz (e) (1)
und in Artikel 33 Ab-
satz (e) (1) verlieren sie
ihre Rechtsverbindlich-
keit für eine Vertrags-
partei, für die dieses Ab-
kommen endigt.

c) Die Zustimmung einer Ver-
tragspartei ist nicht erforder-
lich für

1. die Annahme eines Be-
schlusses dahingehend,
daß ihr gegenüber die
Anwendung dieses Ab-
kommens gemäß Artikel
29 Absatz (a) suspen-
diert wird;

2. die Feststellung der Or-
ganisation gemäß Artikel
29 Absatz (b), daß diese
Vertragspartei eine ge-
mäß den Bestimmungen
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des Teiles II dieses Ab-
kommens fällige Zahlung
nicht geleistet hat;

3. Die Annahme eines Be-
schlusses, der während
eines Zeitraumes gefaßt
wird, in welchem die An-
wendung dieses Abkom-
mens gegenüber dieser
Vertragspartei suspen-
diert ist; oder

4. die Annahme einer Emp-
fehlung, daß ein bilate-
rales Zahlungsabkommen,
dem diese Vertragspartei
als Partei angehört, re-
vidiert werden soll; oder
die Annahme eines Be-
schlusses, daß der Saldo
eines im Rahmen eines
solchen Abkommens
unterhaltenen Kontos bei
der Berechnung ihrer bi-
lateralen Forderungen
und Schulden nicht be-
rücksichtigt werden soll.

d) Die Zustimmung einer
Vertragspartei, für welche die
Bestimmungen des Teiles II
dieses Abkommens nicht mehr in
Kraft sind, ist nicht erforderlich.
Für die Annahme eines Be-
schlusses, der sich auf die Ände-
rung oder Durchführung der Be-
stimmungen des Teiles II be-
zieht, mit Ausnahme von Ab-
satz (c) des Artikels 12. Vor-
behaltlich der Bestimmungen ge-
mäß Artikel 14 Absatz (b) und
(c) und Artikel 31 Absatz (b)
ist ein solcher Beschluß für diese
Vertragspartei nicht rechtsver-
bindlich.

e) Ratsentscheidungen, welche
die Liquidation des Fonds be-
treffen, bedürfen eines einver-
nehmlichen Beschlusses aller Mit-
glieder der Organisation, die
Vertragsparteien sind oder zu
irgendeiner Zeit Vertragspar-
teien dieses Abkommens waren,
mit Ausnahme derjenigen Mit-
glieder, die abwesend sind oder
sich der Stimme enthalten. Diese
Entscheidungen sind rechtsver-
bindlich für alle Mitglieder der
Organisation, die Vertragspar-
teien sind oder zu irgendeiner
Zeit Vertragsparteien dieses Ab-
kommens waren.
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f) Jede Ratsentscheidung auf
Grund von Artikel 33 Ab-
satz (b) oder (c) erfordert den
einvernehmlichen Beschluß aller
Mitglieder der Organisation mit
Ausnahme derjenigen, die ab-
wesend sind oder sich der
Stimme enthalten.

Artikel 19

DIREKTORIUM

a) Das Direktorium soll aus
höchstens sieben Mitgliedern
bestehen, die der Rat aus einem
Kreis von Persönlichkeiten er-
nennt, die von den Vertrags-
parteien vorgeschlagen werden.
Endigt die Anwendung dieses
Abkommens für eine Vertrags-
partei gemäß Artikel 30 oder 32,
so scheidet das auf Vorschlag
dieser Vertragspartei ernannte
Mitglied aus dem Direktorium
aus. Sofern die Organisation
nichts anderes bestimmt, darf
ein Mitglied, das auf Vorschlag
einer Vertragspartei ernannt ist,
der gegenüber die Anwendung
dieses Abkommens auf Grund
des Artikels 29 suspendiert ist,
während der Dauer dieser Sus-
pension an den Sitzungen des
Direktoriums nicht teilnehmen.
Sofern der Rat nichts anderes
bestimmt, ist die Amtszeit der
Mitglieder des Direktoriums ein
Jahr; sie können wiederernannt
werden.

b) Jedes Mitglied des Direk-
toriums bestimmt mit Geneh-
migung des Rates einen Stell-
vertreter. Ein Wechsel des Stell-
vertreters darf nur mit Geneh-
migung des Rates stattfinden.
Die Stellvertreter können an
den Sitzungen des Direktoriums
teilnehmen; sie üben die Funk-
tionen der Mitglieder aus, falls
diese an der Teilnahme verhin-
dert sind.

c) Der Rat bestimmt jedes
Jahr aus der Mitte der Mit-
glieder des Direktoriums einen
Vorsitzenden und zwei stellver-
tretende Vorsitzende.

d) An den Sitzungen des
Direktoriums kann ein von der
Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika ernannter
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Vertreter teilnehmen, der an
den Beratungen, nicht aber an
der Beschlußfassung mitzuwir-
ken berechtigt ist. Er kann
einen Stellvertreter ernennen,
der an den Sitzungen des Direk-
toriums teilnehmen kann und
die Funktionen des Vertreters
ausübt, falls er selbst an der
Teilnahme verhindert ist.

e) Der Vorsitzende des Aus-
schusses für innereuropäischen
Zahlungsverkehr im Rahmen
der Organisation kann ebenfalls
an den Sitzungen des Direk-
toriums teilnehmen; er ist be-
rechtigt, an den Beratungen,
nicht aber an der Beschluß-
fassung mitzuwirken. Das Di-
rektorium kann auch andere
Personen zur Teilnahme an
seinen Sitzungen einladen.

f) Das Direktorium hat die
Durchführung dieses Abkom-
mens zu überwachen und übt
zu diesem Zweck die Befugnisse
aus, die ihm vom Rat übertra-
gen werden. Die Tätigkeit ist
gemäß den Entscheidungen des
Rates auszuüben. Das Direkto-
rium erstattet dem Rat über die
Ausführung seiner Aufgaben in
regelmäßigen Zeitabständen Be-
richt.

g) Die Beschlüsse des Direk-
toriums werden mit Stimmen-
mehrheit der Mitglieder, jedoch
mit mindestens vier Stimmen,
gefaßt. Die Beschlüsse des Di-
rektoriums können vom Rat
nur geändert werden, wenn sie
den Vorschriften dieses Ab-
kommens oder früheren Rats-
entscheidungen zuwiderlaufen.

h) Die Beschlüsse des Direk-
toriums sind für alle Vertrags-
parteien rechtsverbindlich, sofern
und solange der Rat nicht eine
Entscheidung auf Grund von
Absatz (g) dieses Artikels trifft;
vorbehaltlich der Bestimmungen
in Artikel 30, Absatz (e) (1),
und in Artikel 33, Absatz (e) (1),
verlieren sie ihre Rechtsverbind-
lichkeit für eine Vertragspartei,
für die dieses Abkommen endigt.
Vorbehaltlich der Bestimmungen
in Artikel 14 Absatz (a) und (b)
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und in Artikel 31, Absatz (b)
sind jedoch die Beschlüsse des
Direktoriums über die Durch-
führung der Bestimmungen des
Teiles II dieses Abkommens
nicht rechtsverbindlich für eine
Vertragspartei, für welche die
Bestimmungen des Teiles II nicht
mehr in Kraft sind.

i) Das Direktorium bestimmt
seine Geschäftsordnung selbst.

Artikel 20

DER AGENT

a) Der Agent hat in Über-
einstimmung mit den Entschei-
dungen des Rates und des Direk-
toriums für die Durchführung
aller finanziellen Operationen
im Rahmen dieses Abkommens
zu sorgen, die sich auf den Fonds
und das System des Zahlungs-
ausgleichs beziehen, und ins-
besondere die in Artikel 22 er-
wähnten Vermögenswerte des
Fonds zu verwalten.

b) Wenn eine Vertragspartei
dem Agenten Informationen für
die Zwecke dieses Abkommens
liefert und ihm dabei mitteilt,
daß sie eine vertrauliche Behand-
lung dieser Informationen
wünscht, soll der Agent diesem
Wunsche bei Verwendung der
Angaben gebührend Rechnung
tragen.

c) Der Agent erstattet der Or-
ganisation in regelmäßigen Zeit-
abständen Berichte.

Artikel 21

DIE ZENTRALBANKEN

Alle finanziellen Operationen
einer Vertragspartei im Rahmen
dieses Abkommens werden durch
ihre Zentralbank durchgeführt.
Zentralbank einer Vertragspartei
im Sinne dieses Abkommens ist
entweder die Zentralbank oder
die von dieser Vertragspartei be-
stimmte andere Währungsbe-
hörde.
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Artikel 22

VERMÖGENSWERTE DES
FONDS

a) Die Vermögenswerte des
Fonds werden der Organisation
für die Zwecke dieses Abkom-
mens anvertraut.

b) Die Vermögenswerte des
Fonds bestehen aus Beträgen,
die auf Grund dieses Abkom-
mens an den Fonds gezahlt wer-
den, ferner aus Forderungen
des Fonds, die sich aus den Be-
stimmungen dieses Abkommens
ergeben, sowie aus Erlösen und
Einnahmen aus diesen Beträgen
und Forderungen.

c) Die Vermögenswerte des
Fonds sind für Zahlungen zu
benutzen, die der Fonds auf
Grund dieses Abkommens zu
leisten hat, sowie zur Erfüllung
von Verpflichtungen, die sich
für den Fonds auf Grund der
Bestimmungen dieses Abkom-
mens ergeben. Ferner sind aus
den Vermögenswerten Ausgaben
zu decken, die in Verbindung
mit den vorgenannten Zahlun-
gen und aus der Verwaltung der
Vermögenswerte des Fonds ent-
stehen, sowie, falls die Organi-
sation dies bestimmt, alle Aus-
gaben, die auf Grund der Ar-
tikel 20 und 23 entstehen.

Artikel 23

KONTEN

a) die Konten des Fonds wer-
den von dem Agenten geführt,
der jedes Jahr eine Bilanz sowie
eine Einnahmen- und Aus-
gabenrechnung aufstellt und
dem Direktorium vorlegt.

b) Die Konten und die Bilanz
werden von unabhängigen Wirt-
schaftsprüfern geprüft, die der
Rat ernennt und die ihm Bericht
zu erstatten haben.

c) Die Bilanz und die Einnah-
men- und Ausgabenrechnung
sind dem Rat durch das Direk-
torium zur Genehmigung vor-
zulegen.
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Artikel 24

RECHNUNGSEINHEIT

Die Konten des Fonds werden
in einer Rechnungseinheit von
0.88867088 Gramm Feingold ge-
führt.

Artikel 25

PRIVILEGIEN UND IMMU-
NITÄTEN

. a) Die Bestimmungen des
Teiles II und III des Zusatzpro-
tokolls Nr. 1 zur Konvention
über die Europäische Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit vom
16. April 1948 finden Anwen-
dung auf den Fonds und seine
Vermögenswerte, einschließlich
ihrer Erträgnisse, unbeschadet
der Bestimmungen in Absatz (b)
und (c) dieses Artikels.

b) Die Vermögenswerte des
Fonds, einschließlich ihrer Er-
trägnisse, wo und in wessen Be-
sitz sie sich auch befinden, so-
wie die nach diesem Abkommen
zulässigen Operationen und Ge-
schäfte sind von allen Steuern
und Zollabgaben befreit.

c) Auf die zu den Vermögens-
werten des Fonds gehörenden
Goldbestände und auf alle Ge-
schäfte, die diese Goldbestände
betreffen, finden die Bestim-
mungen des Artikels 5 des in
Absatz a) dieses Artikels er-
wähnten Protokolls Anwen-
dung.

TEIL IV
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 26

ÄNDERUNG VON BESTIM-
MUNGEN

Die Bestimmungen der Ar-
tikel 3 (einschließlich Tabelle A),
4 (d), 7, 9 bis 16 (einschließlich
Tabelle B), 19, 24 und 28 bis 33
können durch Beschluß der Or-
ganisation abgeändert werden.

Artikel 27

RATIFIZIERUNG

a) Dieses Abkommen ist von
den Unterzeichnern zu ratifi-
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zieren, die es zu diesem Zweck
unverzüglich ihren verfassungs-
mäßig zuständigen Stellen vor-
legen werden.

b) Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär
der Organisation hinterlegt, der
jede Hinterlegung allen Unter-
zeichnern anzeigen wird.

c) Dieses Abkommen tritt in
Kraft, sobald die Ratifikations-
urkunden von allen Unterzeich-
nern hinterlegt sind und sofern

1. das Abkommen über die
Gründung einer Euro-
päischen Zahlungsunion
gemäß den Bestimmun-
gen in Artikel 36, Ab-
satz (c) jenes Abkom-
mens außer Kraft gesetzt
ist;

2. die in § 12 A der An-
lage B des Abkommens
über die Gründung einer
Europäischen Zahlungs-
union vorgesehenen Be-
dingungen für den Trans-
fer der in Artikel 3 Ab-
satz (a) des vorliegenden
Abkommens erwähnten
Beträge erfüllt sind; und
sofern

3. Signatare des vorliegen-
den Abkommens, deren
Beiträge insgesamt min-
destens 50 Prozent des in
Artikel 3 festgesetzten
Gesamtbetrages0 der Bei-
träge ausmachen, der Or-
ganisation vor der Be-
endigung des Abkom-
mens über die Gründung
einer Europäischen Zah-
lungsunion ihre Absicht
zur Anwendung des vor-
liegenden Abkommens
mitgeteilt haben.

d) Dieses Abkommen tritt je-
doch nicht für einen Signatar in
Kraft, für den das Abkommen
über die Gründung einer Euro-
päischen Zahlungsunion vor
seiner Beendigung außer Kraft
getreten ist; der Beitrag dieses
Signatars ist für die Zwecke des
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Absatzes (c) dieses Artikels nicht
in Betracht zu ziehen.

e) Genehmigen die verfas-
sungsmäßig zuständigen Stellen
eines Signatars die Ratifizierung
dieses Abkommens nicht, so hat
dieser Signatar die Organisation
davon zu benachrichtigen; diese
wird entscheiden, . ob und ge-
gebenenfalls welche Maßnahmen
zu treffen sind, um das Inkraft-
treten des Abkommens zu er-
möglichen.

Artikel 28

BEITRITT

a) Ein Mitglied der Organi-
sation, das dieses Abkommen
nicht unterzeichnet hat, kann
der Organisation mitteilen, daß
es ihm beizutreten wünscht.

b) Genehmigt die Organisa-
tion den Beitritt, so bestimmt
sie unbeschadet der Bestimmun-
gen des Absatzes (d) dieses Arti-
kels die näheren Bedingungen
und den Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens des Beitritts.

c) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen der Absätze (a) und (b)
dieses Artikels wird der Beitritt
dadurch vollzogen, daß das bei-
tretende Mitglied eine Beitritts-
urkunde beim Generalsekretär
der Organisation hinterlegt, der
diese Hinterlegung allen Ver-
tragsparteien anzeigen wird.

d) Vom Tage seines rechts-
kräftigen Beitritts an finden die
Bestimmungen des Teiles I die-
ses Abkommens auf das betref-
fende Mitglied Anwendung, als
ob es seit dem Tage des Inkraft-
tretens dieses Abkommens Ver-
tragspartei gewesen wäre.

Artikel 29

SUSPENSION

a) Sofern der Fall vom Direk-
torium oder einer anderen vor-
her von der Organisation zu
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diesem Zweck errichteten oder
bestimmten Stelle geprüft wor-
den ist, kann die Organisation
entscheiden, daß die Anwendung
dieses Abkommens gegenüber
einer Vertragspartei unter Be-
dingungen, die von der Organi-
sation festgesetzt werden, sus-
pendiert wird, und zwar

1. wenn diese Vertragspar-
tei eine Verpflichtung auf
Grund dieses Abkom-
mens oder auf Grund
eines der Beschlüsse der
Organisation nicht er-
füllt, die im Rahmen die-
ses Abkommens gefaßt
werden oder die sich auf
die Handelspolitik oder
die Liberalisierung des
Warenverkehrs oder der
unsichtbaren Transaktio-
nen beziehen, oder

2. aus jedem anderen
Grunde, der vorher in
einem Beschluß der Or-
ganisation bestimmt
worden ist.

b) Wenn die Organisation
feststellt, daß eine Vertrags-
partei eine auf Grund der Be-
stimmungen des Teiles II dieses
Abkommens fällige Zahlung
nicht geleistet hat, ist die An-
wendung dieses Abkommens
gegenüber dieser Vertragspartei
zu suspendieren. Diese Suspen-
sion wird nur durch Beschluß
der Organisation und unter den
von dieser festgesetzten Bedin-
gungen beendigt.

c) In Fällen, in denen die Be-
stimmungen dieses Artikels An-
wendung finden, gilt, sofern die
Organisation nichts anderes be-
stimmt, folgendes:

1. jeder von der Organisa-
tion auf Grund des Arti-
kels 7 im Hinblick auf
die betreffende Vertrags-
partei gefaßte Beschluß
soll hinfällig sein;

2. die vom Fonds an diese
Vertragspartei gewähr-
ten und von dieser in
Anspruch genommenen
Kredite sind am Tage
ihrer Suspendierung zu-
rückzuzahlen; und
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3. die Bestimmungen in Ar-
tikel 4 und 6 sind weiter-
hin auf diese Vertrags-
partei anzuwenden.

Artikel 30

AUSSCHEIDEN VON VER-
TRAGSPARTEIEN

a) Dieses Abkommen endigt
für eine Vertragspartei, die aus
der Organisation ausscheidet, an
dem Tage, an dem ihr Ausschei-
den wirksam wird, oder, falls
die Bestimmungen des Teiles II
dieses Abkommens auf diese
Vertragspartei Anwendung fin-
den, mit dem Ablauf der Ab-
rechnungsperiode, in der das
Ausscheiden wirksam wird, so-
fern die Organisation nicht
einen anderen Zeitpunkt be-
stimmt.

b) Die Organisation kann
dieses Abkommen unter von
ihr festgesetzten Bedingungen
für eine Vertragspartei be-
endigen, der gegenüber die An-
wendung dieses Abkommens ge-
mäß den Bestimmungen des Ar-
tikels 29, Absatz (a) oder (b)
suspendiert ist.

c) Im Einvernehmen mit der
Organisation und unter von die-
ser festgesetzten Bedingungen
kann eine Vertragspartei dieses
Abkommen für sich selbst been-
digen.

d) Nach Ablauf des dritten
Jahres seit dem Inkrafttreten
dieses Abkommens kann eine
Vertragspartei dieses Abkom-
men für sich selbst beendigen,
indem sie dem Generalsekretär
der Organisation die Kündigung
mit Dreimonatsfrist mitteilt.
Das Ausscheiden wird an dem
Tage wirksam, an dem die Kün-
digungsfrist abläuft, beziehungs-
weise wenn die Bestimmungen
des Teiles II dieses Abkommens
auf die Vertragspartei Anwen-
dung finden, mit dem Ablauf
der Abrechnungsperiode, in der
die Kündigungsfrist abläuft,
vorausgesetzt, daß die betref-
fende Vertragspartei zu diesem
Zeitpunkt allen ihren Verpflich-
tungen gegenüber dem Fonds
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nachgekommen ist. Der Gene-
ralsekretär hat allen Vertrags-
parteien vom Eingang jeder ge-
mäß diesem Absatz ausgespro-
chenen Kündigung Kenntnis zu
geben.

e) Wenn die Bestimmungen
des Absatzes (a) oder (d) dieses
Artikels Anwendung finden:

1. sind die Abrechnungen
für die Abrechnungs-
periode, mit deren Ab-
lauf dieses Abkommen
im Hinblick auf die be-
treffende Vertragspartei
endigt, gegebenenfalls
durchzuführen;

2. bleiben die Bestimmun-
gen des Artikels 4 Ab-
satz (b) in Kraft;

3. sind die vom Fonds an
diese Vertragspartei ge-
währten und von ihr in
Anspruch genommenen
Kredite an dem Tage zu-
rückzuzahlen, an dem
dieses Abkommen für
diese Vertragspartei en-
digt, und sollen die von
der Organisation auf
Grund von Artikel 7 ge-
faßten Beschlüsse hin-
sichtlich dieser Vertrags-
partei hinfällig sein; und

4. ist der von dieser Ver-
tragspartei geleistete Bei-
trag gemäß den folgen-
den Bestimmungen an
diese zurückzuzahlen:
Die betreffende Vertrags-
partei erhält einen Anteil
an den liquiden Ver-
mögenswerten, die sich
an dem Tage, an welchem
dieses Abkommen für
diese Vertragspartei en-
digt, im Besitze des
Fonds befinden, sowie
einen Anteil an den nach
ihrem Ausscheiden an
den Fonds zurückgezahl-
ten Beträgen, die sich auf
die gemäß Artikel 7 ge-
währten und vor ihrem
Ausscheiden in Anspruch
genommenen Kredite be-
ziehen. Die Anteile ent-
sprechen demjenigen Teil
der liquiden Vermögens-
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werte beziehungsweise
der zurückgezahlten Be-
träge, den der von der
Vertragspartei gezahlte
und nicht an sie zurück-
gezahlte Beitrag an dem
gezahlten und nicht zu-
rückgezahlten beziehungs-
weise auf einem Sonder-
konto gesperrten Betrag
des Kapitals des Fonds zu
dem Zeitpunkt ausmacht,
an dem das Abkommen
für die betreffende Ver-
tragspartei endigt.

f) Die Bestimmungen von
Absatz (e) (3) und (4) dieses Ar-
tikels finden jedoch auf eine
Vertragspartei nicht Anwen-
dung, falls vor dem Zeitpunkt,
an dem dieses Abkommen für
diese Vertragspartei endigt, ent-
weder die Organisation be-
schließt, dieses Abkommen zu
beendigen, oder der Gesamt-
betrag der Beiträge der Ver-
tragsparteien, die keine Kündi-
gung gemäß Absatz (d) dieses
Artikels gegenüber der Organi-
sation ausgesprochen haben, sich
auf weniger als 50 v. H. der
Summe der Beiträge beläuft.

Artikel 31

VERLÄNGERUNG VON
TEIL II DES ABKOMMENS

a) Spätestens drei Monate vor
Ablauf des ersten seit dem In-
krafttreten dieses Abkommens
verflossenen Jahres wird die Or-
ganisation unbeschadet der Be-
stimmungen des Artikels 14,
Absatz (c) eine eingehende Un-
tersuchung über die Durchfüh-
rung der Bestimmungen des Tei-
les II dieses Abkommens vor-
nehmen, um zu entscheiden,
und zwar in Beratung mit der
Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika, unter welchen
Bedingungen die Bestimmungen
des Teiles II vom Ende des ge-
nannten Jahres an weiter in
Kraft bleiben können.

b) Die Bestimmungen des
Teiles II dieses Abkommens fin-
den mit Ablauf des ersten seit



568 21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75

dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens verflossenen Jahres
keine Anwendung mehr auf
eine Vertragspartei, die an der
gemäß Absatz (a) dieses Artikels
von der Organisation getroffe-
nen Entscheidung nicht mit-
wirkt. Jedoch werden die Ab-
rechnungen für die Abrech-
nungsperiode, mit deren Ablauf
die Bestimmungen des Teiles II
dieses Abkommens auf die be-
treffende Vertragspartei nicht
mehr angewendet werden,
durchgeführt.

c) Für die anderen Vertrags-
parteien bleiben die Bestimmun-
gen dieses Abkommens zu den
von ihnen festgesetzten Bedin-
gungen in Kraft, sofern sich
nicht aus den Bestimmungen in
Artikel 33, Absatz (c) etwas
anderes ergibt.

Artikel 32

VERLÄNGERUNG DES AB-
KOMMENS

a) Spätestens drei Monate vor
Ablauf des dritten seit dem In-
krafttreten dieses Abkommens
verflossenen Jahres wird die Or-
ganisation unbeschadet der Be-
stimmungen des Artikels 31 eine
eingehende Untersuchung über
die Durchführung dieses Ab-
kommens vornehmen, um zu
entscheiden, und zwar in Bera-
tung mit der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika, unter welchen Bedingun-
gen das Abkommen vom Ende
des genannten Jahres an weiter
in Kraft bleiben kann.

b) Wirkt eine Vertragspartei
an der gemäß Absatz (a) dieses
Artikels von der Organisation
getroffenen Entscheidung nicht
mit, so endigt dieses Abkommen
für sie mit Ablauf des dritten
seit seinem Inkrafttreten ver-
flossenen Jahres. In diesem Fall
findet Artikel 30, Absatz (e)
und (f) auf diese Vertragspartei
Anwendung.

c) Für die anderen Vertrags-
parteien bleibt dieses Abkom-
men zu den von ihnen fest-
gesetzten Bedingungen in Kraft,
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sofern sich nicht aus den Be-
stimmungen des Artikels 33
Absatz (b) etwas anderes ergibt.

Artikel 33

BEENDIGUNG DES AB-
KOMMENS

a) Dieses Abkommen kann
jederzeit durch Entscheidung
der Organisation außer Kraft
gesetzt werden.

b) Sofern die Organisation
nicht anders entscheidet, tritt
dieses Abkommen jederzeit
nach dem Ende des dritten seit
seinem Inkrafttreten verflosse-
nen Jahres außer Kraft, falls
sich die Summe der Beiträge der
Vertragsparteien auf weniger
als 50 v. H. der Gesamtsumme
der Beiträge belaufen sollte.

c) Sofern die Organisation
nicht anders entscheidet, finden
die Bestimmungen des Teiles II
dieses Abkommens keine An-
wendung mehr, wenn die
Summe der Beiträge der Ver-
tragsparteien, auf welche die Be-
stimmungen des Teiles II An-
wendung finden, sich auf weni-
ger als 50 v. H. der Gesamt-
summe der Beiträge belaufen
sollte.

d) Für die Zwecke des Absat-
zes (b) und (c) dieses Artikels
sind unter Beiträgen diejenigen
Beträge zu verstehen, die durch
Artikel 3 am Tage des Inkraft-
tretens dieses Abkommens hin-
sichtlich derjenigen Vertragspar-
teien festgesetzt wurden, für die
dieses Abkommen in Kraft tritt.

e) Bei Beendigung dieses Ab-
kommens gilt, unbeschadet der
Anwendung der Bestimmungen
des Artikels 30, Absatz (e) fol-
gendes :

1. die Abrechnungen für die
Abrechnungsperiode, mit
deren Ablauf dieses Ab-
kommen endigt, sind ge-
gebenenfalls durchzufüh-
ren;

2. die Bestimmungen des
Artikels 4, Absatz (b)
bleiben in Kraft;

3. die vom Fonds gemäß
Artikel 7 den Vertrags-
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Parteien gewährten und
von diesen in Anspruch
genommenen Kredite
sind gemäß den bei der
Kreditgewährung fest-
gesetzten Bedingungen
zurückzuzahlen;

4. der Fonds ist gemäß den
Bestimmungen der An-
lage dieses Abkommens,
die einen wesentlichen
Bestandteil des Abkom-
mens bilden und bis
zur Durchführung der
Bestimmungen dieser
Anlage in Kraft bleiben,
zu liquidieren.

ANLAGE

LIQUIDATION DES FONDS

§ 1. a) Bei Beendigung dieses
Abkommens bleibt der Fonds
zum Zwecke seiner Liquidation
bis zu dem Zeitpunkt bestehen,
an dem die letzte Rückzahlung
aus den gemäß Artikel 7 des
Abkommens gewährten Kredi-
ten fällig ist (die Rückzahlungen
dieser Kredite — ausschließlich
der gezahlten Zinsen — werden
im folgenden „Kreditrückzah-
lungen" genannt).

b) Sind bis zu diesem Zeit-
punkt nicht alle Kreditrückzah-
lungen erfolgt, kann die Orga-
nisation beschließen, daß der
Fonds bis spätestens zu dem
Zeitpunkt, an dem die letzte
Kreditrückzahlung erfolgt, wei-
terbestehen soll. Diese Entschei-
dung ist im Einvernehmen mit
der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika zu treffen,
falls die letztere vorher das in
§ 9, Absatz (c) dieser Anlage
vorgesehene Optionsrecht aus-
geübt hat.

§ 2. a) Die liquiden Ver-
mögenswerte des Fonds bei Be-
endigung des Abkommens oder
gegebenenfalls nach Abschluß
der Abrechnungen für die Ab-
rechnungsperiode, mit deren
Ablauf das Abkommen endigt,
sowie die den Kreditrückzahlun-
gen entsprechenden Beträge, fer-
ner die Beträge, die den Rück-
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Zahlungen entsprechen, die ge-
mäß Artikel 4, Absatz (b) des
Abkommens geleistet wurden,
sowie die gemäß § 5, Absatz (b)
und § 6, Absatz (c) dieser An-
lage an den Fonds gezahlten
oder ihm zur Verfügung ge-
stellten Beträge sind zu ver-
wenden für:

1. die Rückzahlung der von
den Vertragsparteien ge-
leisteten Beiträge, und
zwar im Verhältnis die-
ser Beiträge; sowie für

2. die Wiederherstellung
der von der Europäischen
Zahlungsunion auf den
Fonds übertragenen und
in Artikel 3 (a) des Ab-
kommens erwähnten Be-
träge bis zur Höhe
eines Gesamtbetrages
im Gegenwert von
US-$ 271,575.000 (im
folgenden „Restkapital"
genannt).

b) Die Forderungen der Ver-
tragsparteien bezüglich der
Rückzahlung ihrer Beiträge ge-
mäß den Bestimmungen des
vorangehenden Unterabsatzes
sind gegen ihre etwaigen Schul-
den in Bezug auf Kreditrück-
zahlungen aufzurechnen, wobei
die nächstfällige Kreditrückzah-
lung zuerst aufgerechnet wird.

c) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen der §§ 3 und 4 dieser
Anlage soll für die Rückzahlung
von Beiträgen jeweils der glei-
che Betrag verwendet werden
wie für die Wiederherstellung
des Restkapitals.

§ 3. Vor Leistung einer Zah-
lung auf Grund von § 2

1. ist jeder gemäß Artikel 5
des Abkommens ge-
sperrte und dem Fonds
nicht wieder zur Ver-
fügung gestellte Betrag
zur Wiederherstellung des
Restkapitals zu verwen-
den;

2. ist der Betrag, um den
bis zur Beendigung des
Abkommens oder ge-
gebenenfalls bei Abschluß



57 2 21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75

der Abrechnungen für
die Abrechnungsperiode,
mit deren Ablauf das
Abkommen endigt, die
an den Fonds gezahlten
Zinsen und die Einnah-
men des Fonds höher
sind als die vom Fonds
gezahlten Zinsen und die
ihm entstandenen Aus-
gaben, zwischen dem
Restkapital und den Ver-
tragsparteien aufzuteilen
im Verhältnis der gemäß
Artikel 4, Absatz (a) bis
(c) und Absatz (d) des
Abkommens an den
Fonds geleisteten durch-
schnittlichen Zahlungen,
wobei die an jede Ver-
tragspartei bereits gelei-
steten Zinszahlungen zu
berücksichtigen sind; und
schließlich

3. sind alle Beiträge, für die
auf Grund eines von der
Organisation gemäß Ar-
tikel 4, Absatz (d) des
Abkommens gefaßten Be-
schlusses Zahlungsauf-
schub besteht, gemäß den
in § 2 Absatz (a) und (b)
dieser Anlage für die
Rückzahlung von Bei-
trägen festgelegten Be-
stimmungen zurückzu-
zahlen.

§ 4. Auf Grund eines von der
Organisation in den Abschluß-
phasen der Liquidation zu fas-
senden Beschlusses:

1. sind die in Artikel 4,
Absatz (b) des Abkom-
mens erwähnten Forde-
rungen des Fonds dem
Restkapital gutzuschrei-
ben, das in Höhe des
noch nicht an den Fonds
gezahlten Betrages dieser
Forderungen als wieder-
hergestellt gelten soll, so-
fern gleichzeitig ein gleich
hoher Betrag der Bei-
träge der Vertragspar-
teien gemäß den in § 2,
Absatz (a) und (b) dieser
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Anlage für die Rückzah-
lung von Beiträgen vor-
gesehenen Bestimmungen
zurückgezahlt wird; und

2. ist gemäß den in § 2, Ab-
satz (a) und (b) dieser
Anlage vorgesehenen Be-
stimmungen ein Betrag
der Beiträge der Ver-
tragsparteien zurückzu-
zahlen oder ein Betrag,
zur Wiederherstellung des
Restkapitals zu verwen-
den, und zwar so, daß
der Betrag der noch nicht
zurückgezahlten Beiträge
dem Betrag des an den
Fonds gezahlten, aber
noch nicht wiederherge-
stellten Restkapitals ent-
spricht.

§ 5. a) Jeder Verzug in den
Kreditrückzahlungen ist zur
Hälfte vom Restkapital und zur
anderen Hälfte von den Ver-
tragsparteien im Verhältnis der
Höhe ihrer Beiträge zu tragen.
Zu diesem Zwecke wird dem
Restkapital eine Forderung zu-
geteilt, wobei das Restkapital
bis zur Höhe dieser Forderung
als wiederhergestellt gelten soll;
ferner wird jeder Vertragspartei
eine Forderung zugeteilt, wobei
der Beitrag jeder Vertragspartei
bis zur Höhe der ihr zugeteil-
ten Forderung als zurückgezahlt
gelten soll. Von der im Verzug
befindlichen Vertragspartei ge-
leistete Kreditrückzahlungen sind
für Rückzahlungen auf diese
Forderungen zu verwenden.

b) Soweit eine auf Grund
dieses Paragraphen dem Rest-
kapital oder einer Vertragspartei
zugeteilte Forderung den an den
Fonds gezahlten und noch nicht
wiederhergestellten Betrag des
Restkapitals oder den gezahlten
und noch nicht zurückgezahlten
Betrag des Beitrags dieser Ver-
tragspartei überschreitet, ist ein
Goldbetrag aus dem Restkapital
dem Fonds durch Übertrag zur
Verfügung zu stellen oder ge-
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gebenenfalls von der betreffen-
den Vertragspartei an den Fonds
zu zahlen.

c) Sobald der Fonds nicht
mehr besteht, sind etwaige auf
Grund dieses Paragraphen zu-
geteilte Forderungen, soweit sie
noch nicht zurückgezahlt sind,
durch Forderungen gegen die im
Verzug befindliche Vertragspar-
tei zu ersetzen. Die Organisa-
tion wird einheitliche Bedin-
gungen für solche Forderungen
festsetzen.

§ 6. a) Jeder Verzug bei einer
gemäß Artikel 12 des Abkom-
mens oder auf Grund einer Ent-
scheidung gemäß Artikel 16 Ab-
satz (c) des Abkommens fälligen
Zahlung an den Fonds ist, so-
bald der Fonds nicht mehr
existiert, bis zur Höhe von
US-§ 50,000.000 zur Hälfte vom
Restkapital und zur anderen
Hälfte von den Vertragsparteien
im Verhältnis der Höhe ihrer
Beiträge zu tragen.

b) Zu diesem Zwecke wird
dem Restkapital eine Forderung
gegen die im Verzug befindliche
Vertragspartei zugeteilt, wobei
das Restkapital bis zur Höhe
dieser Forderung als wiederher-
gestellt gelten soll; ferner wird •
jeder anderen Vertragspartei
eine Forderung gegen die im
Verzug befindliche Vertragspar-
tei zugeteilt, wobei der Beitrag
der ersteren bis zur Höhe der
ihr zugeteilten Forderung als
zurückgezahlt gelten soll. Die
Organisation wird einheitliche
Bedingungen für solche Forde-
rungen festsetzen.

c) Soweit eine auf Grund
dieses Paragraphen dem Rest-
kapital bzw. einer Vertragspar-
tei zugeteilte Forderung, den an
den Fonds gezahlten und noch
nicht wiederhergestellten Betrag
des Restkapitals bzw. den ge-
zahlten und noch nicht zurück-
gezahlten Betrag des Beitrags
der betreffenden Vertragspartei
überschreitet, ist ein Goldbetrag
aus dem Restkapital dem Fonds
durch Übertrag zur Verfügung



21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75 575

zu stellen oder gegebenenfalls
von der betreffenden Vertrags-
partei an den Fonds zu zahlen.

d) Sobald der Fonds aufgehört
hat zu bestehen, sind etwaige
auf Grund von Artikel 12, Ab-
satz (c) des Abkommens zuge-
teilte Forderungen durch Forde-
rungen gegen die im Verzug be-
findliche Vertragspartei zu er-
setzen. Die Organisation wird
einheitliche Bedingungen für sol-
che Forderungen festsetzen.

§ 7. An eine Vertragspartei,
die eine vorgeschriebene Zah-
lung an den Fonds in Gold oder
US-Dollar nicht geleistet hat,
soll keine Rückzahlung auf
Grund dieser Anlage erfolgen.

§ 8. Der Betrag, um den nach
der Beendigung des Abkommens
oder gegebenenfalls nach der
Durchführung der Abrechnun-
gen für die Abrechnungsperiode,
mit deren Ablauf das Abkom-
men endigt, die Einnahmen des
Fonds aus den Zinsen höher
sind als seine Ausgaben, ist
zwischen dem Restkapital und
den Vertragsparteien im Ver-
hältnis der gemäß Artikel 4 Ab-
satz (a) bis (c) und Absatz (d)
des Abkommens an den Fonds
geleisteten durchschnittlichen
Zahlungen aufzuteilen.

§ 9. a) Vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Absatzes (b)
und (c) dieses Paragraphen sind
die zur Wiederherstellung des
Restkapitals verwendeten Be-
träge, ferner jeder Betrag dieses
Kapitals, der dem Fonds gemäß
den in Artikel 4, Absatz (c) des
Abkommens vorgesehenen Be-
stimmungen noch nicht zur Ver-
fügung gestellt wurde, sowie die
gemäß § 3, Absatz 2 und § 8
dieser Anlage dem Restkapital
zugeteilten Beträge unter die
Mitgliedsländer der Organisa-
tion gemäß dem in Tabelle C
festgelegten Schlüssel zu vertei-
len, wobei die Mitglieder bei
jedem Vermögenswert anteilig
in dem angegebenen Verhältnis
zu berücksichtigen sind. Für die
Zwecke dieser Verteilung ist



576 21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75

jeder Betrag, der dem Fonds
nicht gemäß den in Artikel 4,
Absatz (c) des Abkommens fest-
gelegten Bestimmungen zur Ver-
fügung gestellt wurde, dem
Fonds zur Verfügung zu stellen.

TABELLE C

b) Wenn jedoch ein Unter-
zeichner des Abkommens eine
auf Grund des Abkommens oder
eines von der Organisation ge-
mäß des Abkommens gefaßten
Beschlusses fällige Zahlung in
Gold oder US-Dollar nicht lei-
stet, soll er an der in diesem
Paragraphen vorgesehenen Ver-
teilung nicht teilnehmen, sofern
die Organisation nicht anders
entscheidet.

c) Die Anwendung der Be-
stimmungen in Absatz (a) und
(b) dieses Paragraphen bedarf
der Zustimmung der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika, die in Beratung mit
der Organisation bestimmen
kann, daß die in Absatz (a)
dieses Paragraphen erwähnten
Beträge zum Nutzen der Mit-
gliedsländer der Organisation
(und zwar für sie als einzelne
Länder oder als Gruppe) geson-
dert zurückgestellt werden.
Sollte die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika
entscheiden, daß die Bestim-
mungen des Absatzes (a) und (b)
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dieses Paragraphen keine An-
wendung finden, so wird sie die
Organisation innerhalb von drei
Monaten nach der Beendigung
dieses Abkommens entspre-
chend benachrichtigen.

d) Die auf Grund von Ab-
satz (a) und (b) oder von Ab-
satz (c) dieses Paragraphen ver-
teilten Beträge sollen dazu ver-
wendet werden, die Aufrecht-
erhaltung der Transferierbarkeit
der europäischen Währungen zu
erleichtern, die Liberalisierung
des Handels der Mitgliedsländer
der Organisation untereinander
oder mit anderen Ländern zu
fördern, die industrielle und
landwirtschaftliche Produktion
zu fördern und zur Erhaltung
der inneren finanziellen Stabili-
tät beizutragen.

e) Alle Forderungen der Ver-
tragsparteien an den Fonds hin-
sichtlich der Verteilung von
Restkapital sind gegen deren et-
waige Schulden an den Fonds
aufzurechnen, wobei die nächst-
fällige Schuldenrückzahlung zu-
erst aufzurechnen ist. Alle auf
Grund dieser Aufrechnung einer
Forderung nicht zugeteilten Be-
träge sind gemäß den in § 2
dieser Anlage vorgesehenen Be-
stimmungen zu verwenden.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Vertre-
ter auf Grund gehöriger Voll-
machten dieses Abkommen nach-
stehend mit ihren Unter-
schriften versehen.

GEGEBEN zu Paris am 5. Au-
gust 1955, in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Fassungen in gleicher
Weise maßgebend sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim
Generalsekretär der Organisa-
tion für Europäische Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit hinterlegt
bleibt, der allen Signataren
dieses Abkommens beglaubigte
Abschriften zustellen wird.
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ZUSATZPROTOKOLL
NR. 2 ZUR ABÄNDE-

RUNG DES EUROPÄ-
ISCHEN WÄHRUNGSAB-
KOMMENS VOM 5. AU-

GUST 1955

DIE REGIERUNGEN der
Bundesrepublik Deutschland, der
Republik Österreich, des König-
reichs Belgien, des Königreichs
Dänemark, der Französischen
Republik, des Königreichs Grie-
chenlands, Irlands, der Republik
Island, der Italienischen Repu-
blik, des Großherzogtums Lu-
xemburg, des Königreichs Nor-
wegen, des Königreichs der Nie-
derlande, der Portugiesischen Re-
publik, des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und
Nordirland, des Königreichs
Schweden, der Schweizerischen
Eidgenossenschaft und der Tür-
kischen Republik

HABEN
ALS SIGNATARE des Ab-

kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union vom 19. September 1950
und des am gleichen Tage unter-
zeichneten Protokolls über die
vorläufige Anwendung des ge-
nannten Abkommens, dessen
§ 1 vorsieht, daß die Bestim-
mungen des Abkommens vor-
läufig so angewendet werden,
als ob es seit dem 1. Juli 1950
wirksam gewesen wäre;

ALS SIGNATARE der Zu-
satzprotokolle Nr. 2 bis 9 zur
Abänderung des genannten Ab-
kommens vom 4. August 1951,
11. Juli 1952, 30. Juni 1953,
30. Juni 1954, 29. Juni 1955,
5. August 1955, 29. Juni 1956
und 28. Juni 1957;

IM HINBLICK insbesondere
auf Artikel 36 des genannten
Abkommens und auf § 12 A der
Anlage B hiezu;

FERNER ALS SIGNATARE
des am 5. August 1955 unter-
zeichneten Europäischen Wäh-
rungsabkommens und des am
gleichen Tage unterzeichneten
Protokolls über seine vorläufige
Anwendung, dessen § 1 vorsieht,
daß die Vertragsparteien des-
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selben dieses Abkommen vor-
läufig ab Beendigung des Ab-
kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union gemäß den Bestimmungen
des Artikels 36 Absatz (c) dieses
letzteren Abkommens anwen-
den werden, sofern die Bedin-
gungen des Unterabsatzes (a) des
genannten § 1 eingehalten wer-
den;

IM HINBLICK insbesondere
auf Artikel 3, 4 und 5 des Euro-
päischen Währungsabkommens;

AUF GRUND DER VER-
EINBARUNG, bestimmte Än-
derungen an § 12 A der An-
lage B zum Abkommen über die
Gründung einer Europäischen
Zahlungsunion und an Arti-
kel 3, 4 und 5 des Europäischen
Währungsabkommens vorzu-
nehmen;

IM HINBLICK auf einen
vom Rat der Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit am 27. Juni 1958
gefaßten Beschluß mit dem der
Wortlaut des Zusatzprotokolls
Nr. 10 zur Abänderung des Ab-
kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union und des vorliegenden Zu-
satzprotokolls genehmigt wird;

ALS SIGNATARE des am
27. Juni 1958 unterzeichneten
Zusatzprotokolls Nr. 10 zur
Abänderung des Abkommens
über die Gründung einer Euro-
päischen Zahlungsunion; und

IN DEM WUNSCHE, daß
die Bestimmungen des vorlie-
genden Zusatzprotokolls ab Be-
endigung des Abkommens über
die Gründung einer Europä-
ischen Zahlungsunion in Kraft
treten sollen,

FOLGENDES VEREIN-
BART:

Artikel 1

Artikel 3 des Europäischen
Währungsabkommens wird ab-
geändert und erhält folgende
Fassung:
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„Artikel 3

KAPITAL DES FONDS

Das Kapital des Fonds besteht
aus:

a) folgenden Beträgen, die ge-
mäß den Bestimmungen des
§ 12 A der Anlage B zum Ab-
kommen über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union von der Europäischen Zah-
lungsunion an den Fonds über-
tragen werden:

1. einem Betrag von
113,037.000 Rechnungs-
einheiten im Sinne des
Artikels 24,

2. einem Betrag im Gegen-
wert von 123,538.000
US-Dollar, der sich zu-
sammensetzt aus:

A. dem zusätzlichen Be-
trag in Rechnungsein-
heiten der dem et-
waigen Gesamtbetrag
in US-Dollar ent-
spricht, der der Eu-
ropäischen Zahlungs-
union von der Regie-
rung der Vereinigten
Staaten von Amerika
seit dem 5. August
1955 zur Verfügung
gestellt wurde (nach-
stehend der „zusätz-
liche Betrag" ge-
nannt); und

B. einem Restbetrag in
US-Dollar des von
dieser Regierung bin-
dend zugesagten Be-
trages; und

3. Forderungen gegen Nor-
wegen und die Türkei in
Höhe von 10,000.000
bzw. 25,000.000 Rech-
nungseinheiten;

b) Beiträgen der Vertragspar-
teien im Gesamtbetrage von
328,425.000 Rechnungseinheiten.



582 21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 75

Die Höhe dieser Beiträge ist aus
Tabelle A zu ersehen.

TABELLE A

Artikel 2

a) Artikel 4, Absatz (a) des
Europäischen Währungsabkom-
mens wird abgeändert und erhält
folgende Fassung:

„Artikel 4

EINZAHLUNG DES KAPI-
TALS

a) Der im vorangehenden Ar-
tikel genannte Betrag von
113,037.000 Rechnungseinheiten
und der zusätzliche Betrag wer-
den auf den Fonds in Gold, in
US-Dollar oder in konvertier-
baren Währungen dritter, nicht
zu den Vertragsparteien des Ab-
kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union gehörender Länder über-
tragen, sobald das vorliegende
Abkommen in Kraft tritt."

b) Artikel 4, Absatz (c) des
Europäischen Währungsabkom-
mens wird abgeändert und er-
hält folgende Fassung:

„c) Der im vorangehenden
Artikel unter Absatz (a) 2) ge-
nannte zusätzliche Betrag und
der Restbetrag des von den Ver-
einigten Staaten von Amerika
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bindend zugesagten Betrages
werden gemäß den Beschlüssen
der Organisation dem Fonds in-
soweit zur Verfügung gestellt,
als es notwendig ist, die liquiden
Vermögenswerte des Fonds auf
einem Stand zu halten, der dem
Fonds jederzeit die Erfüllung
seiner Verpflichtungen ermög-
licht, vorausgesetzt daß

1. die Vertragsparteien auf
ihre Beiträge einen
Gesamtbetrag von
148,037.000 Rechnungs-
einheiten an den Fonds
gezahlt haben; und daß

2. zum gleichen Zeitpunkte
zu dem ein Teilbetrag des
zusätzlichen Betrages
oder des genannten Rest-
betrages dem Fonds zur
Verfügung gestellt wird,
die Vertragsparteien eine
gleich große Zahlung auf
ihre Beiträge leisten; und
daß

3. der zusätzliche Betrag
vor dem genannten Rest-
betrag oder einem Teil
desselben dem Fonds zur
Verfügung gestellt wird."

Artikel 3

Artikel 5 Absatz (d) des
Europäischen Währungsabkom-
mens wird abgeändert und er-
hält folgende Fassung:

„(d) Die auf Grund des voran-
gehenden Absatzes gesperrten
Beträge dürfen für die Zwecke
des Abkommens nicht vor des-
sen Beendigung verwendet wer-
den. Sollten jedoch die Vertrags-
parteien wieder aufgefordert
werden, Zahlungen auf ihre Bei-
träge zu leisten, dann sind diese
Beträge in der gleichen Höhe, in
der Zahlungen geleistet werden,
dem Fonds erneut zur Verfü-
gung zu stellen. Solange nicht
alle gesperrten Beträge dem
Fonds erneut zur Verfügung ge-
stellt worden sind, kann kein
weiterer Teilbetrag des in Arti-
kel 3 Absatz (a) 2) genannten
zusätzlichen Betrages oder des
Restbetrages des von der Regie-
rung der Vereinigten Staaten
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von Amerika bindend zugesag-
ten Betrages dem Fonds zur
Verfügung gestellt werden."

Artikel 4

1. Die Artikel 1 bis 3 dieses
Zusatzprotokolls sind Bestand-
teile des Europäischen Wäh-
rungsabkommens.

2. Dieses Zusatzprotokoll ist
zu ratifizieren. Es tritt zu dem-
selben Zeitpunkt wie das Euro-
päische Währungsabkommen in
Kraft oder, wenn dieses Zusatz-
protokoll zu diesem Zeitpunkt
noch nicht von allen Signataren
ratifiziert ist, nach Hinterlegung
der Ratifikationsurkunden durch
alle Signatare.

3. Dieses Zusatzprotokoll
bleibt bis zur Beendigung des
Europäischen Währungsabkom-
mens in Kraft, wobei die Artikel
30, 31, 32 und 33 des Abkom-
mens für dieses Zusatzprotokoll
ebenso wie für das Abkommen
gelten.

Artikel 5

Unbeschadet der Bestimmun-
gen von Artikel 4 Absatz 2
werden die Vertragsparteien die-
ses Zusatzprotokolls seine Be-
stimmungen mit Wirkung vom
Tage der Beendigung des Ab-
kommens über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union anwenden;

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Vertre-
ter auf Grund gehöriger Voll-
machten dieses Zusatzprotokoll
mit ihren Unterschriften ver-
sehen.

GEGEBEN zu Paris am
27. Juni 1958 in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Fassungen in gleicher
Weise authentisch sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim Ge-
neralsekretär der Organisation
für Europäische Wirtschaftliche
Zusammenarbeit hinterlegt
bleibt, der allen Signataren die-
ses Zusatzprotokolls beglaubigte
Abschriften zustellen wird.
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für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
im Europäischen Währungsabkommen und im zweiten Zusatzprotokoll hiezu enthaltenen Bestim-
mungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten gezeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die Auswärtigen
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 31. Juli 1959.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Kreisky

Das Europäische Währungsabkommen ist bisher von Dänemark, der Bundesrepublik Deutsch-
land, Frankreich, den Niederlanden, Norwegen, Schweden und der Schweiz ratifiziert worden.

Das Zusatzprotokoll Nr. 2 ist bisher von Dänemark, Frankreich, den Niederlanden, Norwegen,
Schweden und der Schweiz ratifiziert worden.

(Übersetzung.)

PROTOKOLL ÜBER DIE
VORLÄUFIGE ANWEN-

DUNG DES EURO-
PÄISCHEN WÄHRUNGS-

ABKOMMENS

Die Signatare des heute unter-
fertigten Europäischen Wäh-
rungsabkommens (im folgenden
„Abkommen" genannt)

HABEN
IM HINBLICK auf das Ab-

kommen über die Gründung
einer Europäischen Zahlungs-
union vom 19. September 1950
und insbesondere auf Artikel 36
dieses Abkommens;

IN DEM WUNSCHE, das
Abkommen in Kraft treten zu
lassen, falls das Abkommen über
die Gründung einer Europä-
ischen Zahlungsunion gemäß
den Bestimmungen in seinem
Artikel 36 Absatz (c) endigt,

f o l g e n d e s V E R E I N -
B A R T :

§ 1. a) Vorbehaltlich der Be-
stimmungen des § 3 werden die
Parteien dieses Protokolls das
Abkommen vorläufig so anwen-
den, als ob das Abkommen mit
der Beendigung des Abkommens
über die Gründung einer Euro-
päischen Zahlungsunion gemäß
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den Bestimmungen in dessen
Artikel 36 Absatz (c) in Kraft
getreten wäre, sofern:

1. die in Anlage B § 12 A des
genannten Abkommens
festgesetzten Bedingungen
für den Transfer der in
Artikel 3 Absatz (a) des
Abkommens genannten
Beträge erfüllt sind, und

2. Signatare des Abkommens,
deren Beiträge sich insge-
samt auf mindestens
50 v. H. des in Artikel 3
des Abkommens festge-
setzten Gesamtbetrags der
Beiträge belaufen, der Or-
ganisation vor der Been-
digung des Abkommens
über die Gründung einer
Europäischen Zahlungs-
union ihre Absicht anzei-
gen, das vorliegende Ab-
kommen anzuwenden.

b) Das Abkommen soll jedoch
nicht von denjenigen Parteien
dieses Protokolls angewandt
werden, für welche das Abkom-
men über die Gründung einer
Europäischen Zahlungsunion
vor seiner Beendigung außer
Kraft gesetzt sein sollte, und die
Beiträge dieser Parteien sind
nicht für die Zwecke des Ab-
satzes (a) (2) dieser Ziffer zu
berücksichtigen.

§ 2. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des § 3 tritt dieses Pro-
tokoll mit dem heutigen Tage
in Kraft; es bleibt solange in
Kraft, bis das Abkommen in
Kraft tritt. Die Bestimmungen
der Artikel 29, 30, 31, 32 und 33
des Abkommens gelten für
dieses Protokoll in derselben
Weise wie für das Abkommen.

§ 3. Erklärt eine Partei dieses
Protokolls bei seiner Unter-
zeichnung, daß das Abkommen
für diese Partei nur unter der
Bedingung angewendet werden
kann, daß es gemäß den Bestim-
mungen ihrer Verfassung ratifi-
ziert worden ist,
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1. so tritt dieses Protokoll
für diese Partei im Zeit-
punkt der Hinterlegung
ihrer Ratifikationsurkunde
gemäß den Bestimmungen
des Artikels 27 des Ab-
kommens in Kraft, und

2. das Abkommen wird dann
für diese Partei vorläufig
angewendet, als wäre es
mit dem in § 1 vorgese-
henen Zeitpunkt in Kraft
getreten; erklärt diese Par-
tei jedoch bei Hinterle-
gung ihrer Ratifikations-
urkunde gegenüber der
Organisation für Euro-
päische Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit (im folgen-
den „Organisation" ge-
nannt), daß dies nicht
möglich ist, so wird das
Abkommen vom Zeit-
punkt der Hinterlegung
der Urkunde oder gegebe-
nenfalls vom Beginn der
Abrechnungsperiode, in
deren Verlauf die Ur-
kunde hinterlegt wird, an-
gewandt.

§ 4. Jedes Mitglied der Orga-
nisation, das gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 28 des
Abkommens diesem vor seinem
Inkrafttreten beitritt, kann die-
sem Protokoll beitreten, wobei
die Bedingungen dieses Beitritts
und der Zeitpunkt, zu dem er
wirksam wird, von der Organi-
sation bestimmt werden.

§ 5. a) Ist eine Partei dieses
Protokolls nicht in der Lage, das
Abkommen zu ratifizieren, und
hat sie dies der Organisation ge-
mäß Artikel 27 Absatz (e) des
Abkommens angezeigt, so kann
sie von diesem Protokoll zu-
rücktreten, indem sie ihre Rück-
trittsabsicht dem Generalsekre-
tär der Organisation (im folgen-
den „Generalsekretär" genannt)
schriftlich mitteilt.

b) Vom Zeitpunkt dieser Mit-
teilung an oder gegebenenfalls
mit Ablauf der ersten Abrech-
nungsperiode nach dem Zeit-
punkt dieser Mitteilung oder zu
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einem darin bezeichneten spä-
teren Zeitpunkt hört die Par-
tei, welche die Mitteilung abge-
geben hat, auf, Partei dieses
Protokolls zu sein.

c) Der Generalsekretär wird
alle Parteien dieses Protokolls
und den Agenten (im Sinne des
Artikels 20 des Abkommens)
von jeder auf Grund dieses Ab-
satzes abgegebenen Mitteilung
unverzüglich unterrichten.

§ 6. Sofern die Organisation
nicht anders entscheidet, tritt
dieses Protokoll außer Kraft,
wenn sich der Gesamtbetrag der
Beiträge der Parteien dieses Pro-
tokolls auf weniger als 50 y. H.
des Gesamtbetrages der Beiträge
beläuft. Für die Zwecke dieser
Ziffer gelten als Beiträge die
durch Artikel 3 des Abkommens
für denjenigen Zeitpunkt fest-
gesetzten Beträge, zu dem die
Anwendung des Abkommens
für die Parteien dieses Proto-
kolls, für die das Abkommen
gilt, wirksam wird.

§ 7. Finden die Bestimmungen
der §§ 5 oder 6 Anwendung,

1. so werden die Abrech-
nungen für die Abrech-
nungsperiode, mit deren
Ablauf dieses Protokoll
für die betreffende Partei
oder für die Parteien dieses
Protokolls allgemein en-
det, gegebenenfalls noch
durchgeführt; und

2. werden die Rechte und
Pflichten der betreffenden
Partei oder Parteien je
nach Lage des Falles ent-
weder nach den Vor-
schriften des Artikels 30,
Absatz (e) und (f) des Ab-
kommens oder gemäß der
Anlage zu dem Abkom-
men bestimmt.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die unterzeichneten Vertre-
ter auf Grund gehöriger Voll-
machten dieses Protokoll nach-
stehend mit ihren Unterschrif-
ten versehen.

GEGEBEN zu Paris am 5. Au-
gust 1955, in englischer und
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französischer Sprache, wobei
beide Fassungen in gleicher
Weise maßgebend sind, in einem
einzigen Exemplar, das beim
Generalsekretär der Organisa-
tion für Europäische Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit hinterlegt
bleiben soll, der allen Signataren
dieses Protokolls beglaubigte
Abschriften zustellen wird.

Gemäß § 2 des vorstehenden Protokolls beziehungsweise auf Grund der obzitierten Rati-
fikationen wird das Europäische Währungsabkommen von Belgien, der Bundesrepublik Deutschland,
Dänemark, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Nor-
wegen, Österreich, Portugal, Schweden, der Schweiz, der Türkei und dem Vereinigten Königreich
von Großbritannien und Nordirland vorläufig angewendet.

Raab



21. Stück — Ausgegeben am 5. April 1960 — Nr. 76 591

76.

Abkommen
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Ungarischen

Volksrepublik über den Luftverkehr.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik haben,
von dem Wunsch geleitet, die gegenseitigen Be-
ziehungen auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt zu
regeln und die Entwicklung des Luftverkehrs
zwischen beiden Ländern zu fördern, folgendes
vereinbart:

Artikel I.

Begriffsbestimmungen.

Bei Anwendung des vorliegenden Abkommens
haben die nachstehenden Ausdrücke folgende
Bedeutung:

a) „ L u f t f a h r t b e h ö r d e " :
im Fall der Republik Österreich:

das Bundesministerium für Verkehr und Elek-
trizitätswirtschaft als Oberste Zivilluftfahrtbe-
hörde oder jenes Organ, das jeweils zur Ausübung
der Funktionen dieser Behörde befugt ist;

im Fall der Ungarischen Volksrepublik:
der Leiter der Hauptdirektion der Zivilluft-

fahrt des Verkehrs- und Postministeriums als
Oberste Zivilluftfahrtbehörde, oder jene Person
beziehungsweise jenes Organ, die beziehungs-
weise das jeweils zur Ausübung der Funktionen
des genannten Leiters befugt ist.

b) „ G e b i e t " :
das Hoheitsgebiet der Vertragschließenden

Teile einschließlich des dazu gehörigen Luft-
raumes.

c) „ N a m h a f t g e m a c h t e s L u f t b e -
f ö r d e r u n g s u n t e r n e h m e n " :

ein Luftbeförderungsunternehmen, das auf
Grund schriftlicher Mitteilung des einen Vertrag-
schließenden Teiles an den anderen die verein-
barten Fluglinien betreibt und die vom anderen
Vertragschließenden Teil im Sinn dieses Ab-
kommens gewährten Rechte ausübt.

d) „ V e r e i n b a r t e F l u g l i n i e n " :
die im Anhang 1 dieses Abkommens angeführ-

ten Fluglinien.

Artikel II.

Luftverkehrsrechte.

Jeder der Vertragschließenden Teile gewährt
dem anderen Vertragschließenden Teil die im
Anhang 1 dieses Abkommens angeführten Rechte
zur Errichtung und zum Betrieb der verein-
barten Fluglinien.
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Artikel III.

Betriebsbewilligung.

(1) Es steht jedem Vertragschließenden Teil frei,
für den Betrieb der vereinbarten Fluglinien ein
oder mehrere Luftbeförderungsunternehmen
namhaft zu machen. Auf Grund der schriftlichen
Verständigung von der Namhaftmachung wird
der andere Vertragschließende Teil vorbehaltlich
der Bestimmungen der Absätze 2 und 3 dieses
Artikels dem oder den vom anderen Vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachten Luftbeför-
derungsunternehmen ohne ungerechtfertigten
Verzug die erforderliche Betriebsbewilligung er-
teilen. Die Luftbeförderungsunternehmen sind
verpflichtet, die Inbetriebnahme einer verein-
barten Fluglinie 30 Tage vorher der Luftfahrt-
behörde des anderen Vertragsschließenden Teils
bekanntzugeben.

(?) Vor Erteilung der Bewilligung zum Betrieb
der vereinbarten Fluglinien kann die Luftfahrt-
behörde eines der Vertragschließenden Teile ein
vom anderen Teil namhaft gemachtes Luftbe-
förderungsunternehmen zum Nachweis ver-
halten, daß es in der Lage ist, den Vorschriften
zu entsprechen, die im Gebiet des erstgenannten
Vertragschließenden Teils für den Betrieb solcher
Fluglinien gelten und die mit den in dieser Hin-
sicht üblichen internationalen Erfordernissen
übereinstimmen.

(3) Jeder Vertragschließende Teil behält sich das
Recht vor, einem vom anderen Vertragschließen-
den Teil namhaft gemachten Luftbeförderungs-
unternehmen die Betriebsbewilligung zu versagen
oder sie zurückzuziehen, wenn ihm nicht nach-
gewiesen wird, daß das überwiegende Eigentums-
recht und die tatsächliche Verfügungsgewalt an
diesem, beziehungsweise über dieses Unter-
nehmen vom anderen Vertragschließenden Teil
oder physischen oder juristischen Personen des-
selben ausgeübt werden.

(4) Wenn ein namhaft gemachtes Luftbeförde-
rungsunternehmen die im Artikel X, Absatz 1
erwähnten Rechtsvorschriften im Gebiet des an-
deren Vertragschließenden Teils vorsätzlich oder
wiederholt fahrlässig verletzt, steht dem be-
treffenden Vertragschließenden Teil das Recht zu,
die Ausübung der diesem Luftbeförderungsunter-
nehmen erteilten Betriebsbewilligung zu unter-
sagen oder dite Betriebsbewilligung zu widerrufen.

(5) Bevor ein Vertragschließender Teil Maß-
nahmen gemäß den Absätzen 3 oder 4 dieses
Artikels zur Anwendung bringt, hat er mit dem
anderen Vertragschließenden Teil Fühlung zu
nehmen und diesem die Gründe der beabsich-
tigten Maßnahmen samt Unterlagen schriftlich
mitzuteilen. Wenn jedoch in Fällen gemäß Ab-
satz 4 sofortige Maßnahmen erforderlich sind,
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kann der erstgenannte Vertragschließende Teil
die Ausübung des Betriebes bis zum Abschluß
der einzuleitenden Untersuchung untersagen.

Artikel IV.

Flugsicherheit und technische Durchführung der
Flüge.

Alle Fragen, die mit der Gewährleistung der
Sicherheit und mit der technischen Durchführung
der Flüge zusammenhängen, werden im An-
hang 2 dieses Abkommens geregelt.

Artikel V.

Flughafentarife.

Die Gebühren und andere Zahlungen für die
Benützung der Flughäfen, ihrer Anlagen und
technischen Einrichtungen sind nach den behörd-
lich genehmigten Tarifen zu entrichten. Die
darnach von einem österreichischen Lufibeför-
derungsunternehmen in der Ungarischen Volks-
republik zu entrichtenden Gebühren dürfen nach
dem Grundsatz der Gegenseitigkeit nicht höher
sein als jene, die für analoge Leistungen in der
Republik Österreich von den ungarischen Luft-
beförderungsunternehmen zu entrichten sind.

Artikel VI.

Befreiung von Zöllen und sonstigen Abgaben.

(1) Luftfahrzeuge, die Flüge im Sinn dieses Ab-
kommens durchführen, sowie Treib- und
Schmierstoffe, Ersatzteile, Ausrüstung und
Lebensmittel, die sich an Bord dieser Luftfahr-
zeuge befinden, werden bei ihrem Eintritt in
das Gebiet des anderen Vertragschließenden Teils
und auch bei ihrem Austritt aus diesem Gebiet
von Einfuhr- und Ausfuhrzöllen sowie von den
sonstigen Abgaben befreit, einschließlich jener
Fälle, in denen sie während des Fluges über dem
angeführten Gebiet verwendet oder verbraucht
werden, doch mit Ausnahme der Fälle, in denen
sie auf dem Gebiet des anderen Vertragschließen-
den Teils übereignet werden.

(2) Ersatzteile, Treib- und Schmierstoffe, die
für die Durchführung und Gewährleistung der
Flüge im Sinn dieses Abkommens erforderlich
sind, sowie Werkzeuge, die zur Ergänzung des
Werkzeugsatzes der Luftfahrzeuge bestimmt sind,
werden zur Einfuhr in das Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teils sowie zur Ausfuhr aus
diesem Gebiet ohne Einhebung von Einfuhr- und
Ausfuhrzöllen und sonstigen Abgaben, doch ohne
das Recht, sie auf diesem Gebiet zu übereignen,
zugelassen.

(3) Während die oben angeführten Gegenstände
sich auf dem Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teils befinden, unterliegen sie der
Kontrolle der Zollbehörden.
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Artikel VII.

Gegenseitige Abstimmung der Flugtarife.

(1) Die Tarife, die von den namhaft gemachten
Luftbeförderungsunternehmen angewendet wer-
den, sind gegenseitig abzustimmen, sofern es sich
um Abschnitte der vereinbarten Fluglinien han-
delt, auf denen Unternehmen beider Vertrag-
schließenden Teile die Beförderung durchführen.
Diese Vereinbarung soll in Übereinstimmung mit
den auf dem Gebiet der Tariferstellung inter-
national üblichen Grundsätzen getroffen werden.

(2) Für jene Abschnitte der vereinbarten Flug-
linien, auf denen Unternehmen nur eines Ver-
tragschließenden Teils die Beförderung durch-
führen, können die Tarife von diesem Vertrag-
schließenden Teil selbständig festgesetzt werden.

(3) Alle auf diese Weise festgelegten Flugtarife
sind den Luftfahrtbehörden der beiden Vertrag-
schließenden Teile zur Genehmigung vorzulegen.

Artikel VIII.

Kennzeichen der Luftfahrzeuge und Bord-
dokumente.

Luftfahrzeuge der namhaft gemachten Luft-
beförderungsunternehmen müssen bei Flügen
über dem Gebiet des anderen Vertragschließen-
den Teils die für internationale Flüge festge-
setzten Kennzeichen ihrer Staaten tragen. Ferner
müssen sich folgende Dokumente an Bord be-
finden:

der Eintragungsschein,

das Lufttüchtigkeitszeugnis,

die Zivilluftfahrt-Personalausweise der Piloten
und der übrigen Besatzungsmitglieder,

das Bordbuch,

der Genehmigungsbescheid der Bordfunkan-
lagen,

die Passagierliste,
die Frachtmanifeste.

Artikel IX.

Gegenseitige Anerkennung von Lufttüchtigkeits-
zeugnissen und Zivilluft-Personalausweisen.

Die von einem Vertragschließenden Teil aus-
gestellten oder anerkannten Lufttüchtigkeits-
zeugnisse und Zivilluftfahrt-Personalausweise
werden von dem anderen Vertragschließenden
Teil für den Betrieb der vereinbarten Fluglinien
anerkannt. Jeder Vertragschließende Teil behält
sich jedoch das Recht vor, den seinen eigenen
Staatsangehörigen vom anderen Vertragschlie-
ßenden Teil öder von einem drit ten Staat aus-
gestellten Zivilluftfahrt-Personalausweisen die
Anerkennung zu versagen.
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Artikel X.

Anwendung innerstaatlicher Rechtsvorschriften.

(1) Die Rechtsvorschriften jedes Vertragschlie-
ßenden Teils, die den Eintri t t der im inter-
nationalen Luftverkehr verwendeten Luftfahr-
zeuge in sein Gebiet, ihren Aufenthalt auf dem-
selben und ihren Austritt aus demselben oder
den Betrieb und die Führung der genannten Luft-
fahrzeuge während ihres Aufenthaltes innerhalb
seines Gebiets regeln, finden auch auf die Luft-
fahrzeuge eines vom anderen Vertragschließen-
den- Teil namhaft gemachten Luftbeförderungs-
unternehmens Anwendung.

(2) Die Fluggäste, Besatzungen und Absender
von Waren sind verhalten, persönlich oder durch
Vermittlung eines in ihrem Namen und auf ihre
Rechnung handelnden Drit ten die Rechtsvor-
schriften zu beachten, welche auf dem Gebiet
jedes der Vertragschließenden Teile den Einflug,
Aufenthalt und Ausflug von Fluggästen, Be-
satzungen und Waren regeln. Dies gilt insbe-
sondere für die Ein- und Ausfuhr-, Paß-, Ein-
wanderungs-, Zoll-, Devisen- und Sanitätsvor-
schriften.

Artikel XI.

Notlandungen und Unfälle.

Im Fall einer Notlandung oder eines Unfalls
eines Luftfahrzeuges eines der Vertragschließen-
den Teile auf dem Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teils wird jener Teil, auf dessen
Gebiet dieses Ereignis eingetreten ist, unverzüg-
lich den anderen Teil hiervon verständigen und
die erforderlichen Maßnahmen für die Unter-
suchung der Ursachen des Ereignisses ergreifen.
Er wird ferner auf Ersuchen des anderen Ver-
tragschließenden Teils die ungehinderte Einreise
von Vertretern dieses Vertragschließenden Teils
in sein Gebiet zur Teilnahme als Beobachter an
der Untersuchung des Ereignisses sichern, sowie
auch unverzüglich Hilfsmaßnahmen für die Be-
satzung und die Fluggäste, wenn diese bei dem
Ereignis verletzt wurden, treffen und die Un-
versehrtheit der auf diesem Luftfahrzeug befind-
lichen Post, Gepäckstücke und Fracht gewähr-
leisten, sowie diese mit eigenen Transportmitteln
ehestens an den Bestimmungsort befördern. Die
in diesem Zusammenhang entstandenen Kosten
werden von dem Luftbeförderungsunternehmen
getragen, in dessen Interesse die betreffenden
Dienstleistungen verrichtet werden. Der Ver-
tragschließende Teil, der die Untersuchung des
Unfalls führt, ist verpflichtet, den anderen Ver-
tragschließenden Teil über deren Ergebnis zu
informieren.
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Artikel XII.

Vertretungen der Luftbeförderungsunternehmen.

Die von den Vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftbeförderungsunternehmen
haben das Recht, die für den Betrieb der ver-
einbarten Fluglinien erforderlichen technischen
und kaufmännischen Vertretungen auf dem Ge-
biet des anderen Vertragschließenden Teils zu
unterhalten und im Rahmen der jeweils gültigen
Rechtsvorschriften dieses Vertragschließenden
Teils ein eigenes Stadtbüro in dessen Hauptstadt
einzurichten und zu betreiben.

Artikel XIII.

Begleichung von Zahlungsverbindlichkeiten.

Zahlungverbindlichkeiten, die sich aus der
Tätigkeit der namhaft gemachten Luftbeförde-
rungsunternehmen im Gebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teils ergeben, sind im Rahmen
des zwischen den Vertragschließenden Teilen je-
weils gültigen Zahlungsabkommens sowie gemäß
den einschlägigen Rechtsvorschriften der Ver-
tragschließenden Teile zu begleichen.

Artikel XIV.

Beratungen der Luftfahrtbehörden.

Die Luftfahrtbehörden der Vertragschließen-
den Teile werden sich im Geist einer engen Zu-
sammenarbeit von Zeit zu Zeit miteinander be-
raten, um sich der Anwendung der in diesem
Abkommen und in seinen Anhängen festgeleg-
ten Grundsätze und ihrer gehörigen Verwirk-
lichung zu vergewissern.

Artikel XV.

Beseitigung von Meinungsverschiedenheiten.

Wenn sich zwischen den Vertragschließenden
Teilen bei der Anwendung oder Auslegung dieses
Abkommens oder seiner Anhänge Meinungsver-
schiedenheiten ergeben, so werden die Vertrag-
schließenden Teile versuchen, diese im Weg un-
mittelbarer Aussprachen zwischen ihren Luft-
fahrtbehörden zu schlichten. Sollten solche Aus-
sprachen nicht zum Erfolg führen, so ist die
Meinungsverschiedenheit auf diplomatischem
Weg zu beseitigen.

Artikel XVI.

Abänderung des Abkommens.

(1) Jeder der Vertragschließenden Teile kann
dem anderen Vertragschließenden Teil jederzeit
auf diplomatischem Weg eine Abänderung des
vorliegenden Abkommens vorschlagen. Die Be-
ratungen zwischen den Vertragschließenden
Teilen über die vorgeschlagene Abänderung sind
innerhalb von 60 Tagen, gerechnet vom Zeit-
punkt, in dem einer der beiden Vertragschlie-
ßenden Teile dies verlangt, zu beginnen.
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(2) Abänderungen der beiden Anhänge dieses
Abkommens und der Zeitpunkt des Inkraft-
tretens soldier Abänderungen können von den
Luftfahrtbehörden der beiden Vertragschließen-
den Teile vereinbart werden. Solche Verein-
barungen sind durch diplomatischen Noten-
wechsel zu bestätigen.

Artikel XVII.

Kündigung.

Dieses Abkommen gilt so lange, bis einer der
Vertragschließenden Teile dem anderen Vertrag-
schließenden Teil auf diplomatischem Weg seinen
Wunsch mitteilt, es zu kündigen. In diesem Fall
verliert es seine Gültigkeit ein Jahr nach Über-
reichung dieser Mitteilung, es sei denn, daß die
Kündigung vor Ablauf der Kündigungsfrist ein-
vernehmlich als unwirksam erklärt wird.

Artikel XVIII.

Inkrafttreten.

(1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ab-
kommens und seiner Anhänge, die integrierende
Bestandteile des Abkommens sind, wird auf
diplomatischem Weg durch Notenwechsel festge-
setzt. Der Notenwechsel wird ehestmöglich er-
folgen, sobald die hiefür erforderlichen inner-
staatlichen Voraussetzungen jedes der Vertrag-
schließenden Teile erfüllt sind. .

(2) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens treten
alle früheren Vereinbarungen der Vertragschlie-
ßenden Teile, soweit sie sich auf den Gegenstand
dieses Abkommens beziehen, außer Kraft.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Abkommen unter-
zeichnet und gesiegelt.

Geschehen zu Budapest, am 17. Juli 1959 in
zwei gleichlautenden Exemplaren, jedes in deut-
scher und ungarischer Sprache, wobei beide Texte
in gleicher Weise authentisch sind.

FÜR DIE ÖSTERREICHISCHE BUNDES-
R E G I E R U N G :

Peinsipp

FÜR DIE REGIERUNG DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK:

Ronai

ANHANG 1.

A.

Luftverkehrsrechte.

Die von den Vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftbeförderungsunternehmen
genießen beim Betrieb der im Abschnitt C dieses
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Anhanges vorgesehenen Fluglinien auf dem Ge-
biet des anderen Vertragschließenden Teils das
Recht zum Durchflug und das Recht zu techni-
schen Landungen; auch steht ihnen die Benützung
der für den internationalen Verkehr vorge-
sehenen Flughäfen und sonstigen Luftfahrtein-
richtungen offen. Sie genießen ferner auf dem
Gebiet des anderen Vertragschließenden Teils das
Recht, gemäß den Bestimmungen dieses Abkom-
mens und unter Ausschluß jeder auf diesem Ge-
biet stattfindenden Kabotage im internationalen
Verkehr Fluggäste, Post und Waren aufzuneh-
men und abzusetzen.

B.

Beförderungsangebot.

Die von den Vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftbeförderungsunternehmen
werden im Sinn einer engen Zusammenarbeit
sowie unter Berücksichtigung der gegenseitigen
Vorteile alles daransetzen, auf den nach diesem
Abkommen betriebenen Fluglinien das Beför-
derungsangebot jeweils den Verkehrserforder-
nissen entsprechend zu gestatten. Sie werden
darauf achten, auf gemeinsam betriebenen Flug-
strecken ihre Interessen nicht in ungebührlicher
Weise zu beeinträchtigen.

C.

Fluglinien.

Die von den Vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftbeförderungsunternehmen
sind berechtigt, planmäßige Flugdienste auf
folgenden Flugstrecken zu betreiben:

Österreichische Fluglinien:

von internationalen Flughäfen in Österreich
nach internationalen Flughäfen in Ungarn, in
beiden Richtungen;

von internationalen Flughäfen in Österreich
nach internationalen Flughäfen in Ungarn und
darüber hinaus, in beiden Richtungen. Beim Be-
trieb dieser Fluglinien können die Landungen
an einem oder mehreren der Zwischenlandehäfen
nach Wahl des namhaft gemachten Luftbeförde-
rungsunternehmens entfallen. Die über Ungarn
hinaus führenden Fluglinien sind im Sinn von
Artikel XVI, Absatz 2, dieses Abkommens durch
die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragschlie-
ßenden Teile zu vereinbaren.

Ungarische Fluglinien:

von internationalen Flughäfen in Ungarn nach
internationalen Flughäfen in Österreich, in bei-
den Richtungen;

von internationalen Flughäfen in Ungarn
nach internationalen Flughäfen in Österreich und
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darüber hinaus, in. beiden Richtungen. Beim
Betrieb dieser Linien können die Landungen an
einem oder mehreren der Zwischenlandehäfen
nach Wahl des namhaft gemachten Luftbeförde-
rungsunternehmens entfallen. Die über Öster-
reich hinaus führenden Fluglinien sind im Sinn
von Artikel XVI, Absatz 2, dieses Abkommens
durch die Luftfahrtbehörden der beiden Ver-
tragschließenden Teile zu vereinbaren.

ANHANG 2.

A.

Nachrichtenaustausch für Flugsicherungszwecke.

a) Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, den Nachrichtenaustausch zwischen den für
die Flugsicherung zuständigen Stellen (in Öster-
reich dem Bundesamt für Zivilluftfahrt, Flug-
sicherungsstelle Wien-Schwechat, in Ungarn dem
Flugkontrolldienst, Flughafen Budapest-Ferihegy)
so zu gestalten, daß die Sicherheit und Regel-
mäßigkeit des in diesem Abkommen geregelten
Luftverkehrs gewährleistet ist. Dies gilt insbe-
sondere für die Übermittlung von Meldungen
der Flugverkehrskontrolle (Flugdurchführungs-
plan, Fluginformationsdienst-NOTAM, Wetter-
dienst).

b) Zum Zweck der Übermittlung der für die
Flugvorbereitung und die Durchführung der
Flüge erforderlichen Angaben werden die Luft-
fahrtbehörden der Vertragschließenden Teile
eine Nachrichtenverbindung zwischen den Flug-
häfen Wien und Budapest unterhalten.

B.

Vorbereitung und Durchführung der Flüge.

Bei der Durchführung der Sicherung der Flüge
innerhalb der Gebiete der Vertragschließenden
Teile gelten insbesondere folgende Bestim-
mungen:

a) F l u g v o r b e r e i t u n g .
Die Besatzungen erhalten vor dem Abflug

eine mündliche und schriftliche Wetterberatung
für die ganze Flugstrecke. Sie erhalten eine In-
formation über den Zustand der Flughäfen und
über alle zur Durchführung des Fluges notwen-
digen Angaben der Navigationshilfsmittel. Vom
verantwortlichen Piloten ist ein Flugdurchfüh-
rungsplan zu erstellen. Der Abflug des Luftfahr-
zeuges darf erst nach Genehmigung dieses Plans
durch die zuständige Flugverkehrskontrollzen-
trale erfolgen.

b) D u r c h f ü h r u n g d e r F l ü g e .
Die- Flüge müssen gemäß den Angaben des

Flugdurchführungsplanes ausgeführt werden.
Eine Änderung des Plans ist nur mit Zustimmung
der gebietsmäßig zuständigen Flugverkehrskon-
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trollzentrale möglich. Den Anweisungen der zu-
ständigen Flugverkehrskontrollzentrale ist von
den Luftfahrzeugen Folge zu leisten.

Die Luftfahrzeuge haben auf der Sendefre-
quenz der zuständigen Bodenfunkstelle ständig
empfangsbereit und auf der Empfangsfrequenz
der genannten Bodenfunkstelle sendebereit zu
sein. Hierbei ist die englische Sprache zu ver-
wenden.

Die Luftfahrzeuge haben an den vorgeschrie-
benen Punkten ihre Positionsmeldung abzugeben.

Sämtliche für Zwecke der Sicherung der Flüge
benötigten Angaben über die Bodenorganisation,
insbesondere über die Navigationshilfen, sind für
das österreichische Bundesgebiet aus dem öster-
reichischen Luftfahrthandbuch (AIP Austria) und
den NOTAM's und für das Gebiet der Unga-
rischen Volksrepublik aus dem ungarischen Luft-
fahrthandbuch (AIP Hungary) und den
NOTAM's zu entnehmen.

Das Abkommen samt Anhängen ist gemäß Artikel XVIII durch Notenwechsel zwischen der
Österreichischen Gesandtschaft in Budapest und dem Ministerium des Äußeren der Ungarischen
Volksrepublik mit 6. August 1959 in Kraft gesetzt worden.

Raab

77.

Nachdem das Zusatzabkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der
Regierung des Königreiches der Niederlande zum Abkommen zwischen der österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung des Königreiches der Niederlande vom 30. Mai 1958, betreffend die
Aufhebung des Paßzwanges zwischen Österreich und den Niederlanden, welches also lautet:

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT IM HAAG
Zl. 2084-A/59

Den Haag, am 13. Juni 1959.

Exzellenz!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung, von
dem Wunsche geleitet, den Reiseverkehr zwischen
Österreich und den Niederlanden zu erleichtern,
bereit ist, entsprechend dem von der königlich
niederländischen Regierung geäußerten Wunsche,
das Abkommen über die Aufhebung des Paß-
zwanges zwischen der österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung des Königreiches
der Niederlande vom 30. Mai 1958 durch ein
Zusatzabkommen abzuändern, das folgenden
Wortlaut hat:

Artikel 1

In Artikel 1 Absatz 1 sowie Artikel 2 Ab-
satz 1 des erwähnten Abkommens sind hinter
dem Worte „gültigen" die Worte „oder seit

weniger als fünf Jahren abgelaufenen" einzu-
fügen.

Artikel 2

Artikel 3 des erwähnten Abkommens hat wie
folgt zu lauten:

„Artikel 3

1. Österreichische Staatsbürger, die gemäß Ar-
tikel 1 in das Gebiet des Königreiches der Nie-
derlande in Europa einreisen, sind berechtigt,
sich drei Monate nach der Einreise in dem Gebiet
des Königreiches der Niederlande in Europa auf-
zuhalten. Ein darüber hinausgehender Aufenthalt
kann Inhabern gültiger österreichischer Reise-
pässe durch die zuständige niederländische Be-
hörde bewilligt werden, falls sie binnen acht
Tagen nach ihrer Einreise einen diesbezüglichen
Antrag stellen.

2. Niederländische Staatsangehörige, die gemäß
Artikel 2 nach Österreich einreisen, sind berech-
tigt, sich drei Monate nach der Einreise in Öster-
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reich aufzuhalten. Diese Aufenthaltsdauer kann
Inhabern gültiger niederländischer Reisepässe
durch die zuständige österreichische Sicherheits-
behörde verlängert werden.

3. Österreichische Staatsbürger, die im Besitze
einer niederländischen Aufenthaltsberechtigung
sind, beziehungsweise niederländische Staatsange-
hörige, deren Aufenthaltsberechtigung in Öster-
reich verlängert worden ist, können während der
Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsberechtigung
jederzeit auf Grund eines gültigen österreichi-
schen beziehungsweise niederländischen Reise-
passes in das Gebiet des Königreiches der Nie-
derlande in Europa beziehungsweise der Repu-
blik Österreich einreisen."

Artikel 3

Artikel 4 des erwähnten Abkommens hat wie
folgt zu lauten:

„Artikel 4

Das Recht der österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung des Königreiches der
Niederlande, Personen die Einreise oder den Auf-
enthalt zu untersagen, wird durch dieses Ab-
kommen nicht eingeschränkt."

Artikel 4

Der Tag des Inkrafttretens dieses Zusatzab-
kommens wird durch einen weiteren Notenwech-
sel festgelegt werden. Für die Gültigkeit dieses
Zusatzabkommens sollen die im Artikel 7 des
Abkommens vom 30. Mai 1958 vorgesehenen
Bedingungen gelten.

Falls die königlich niederländische Regierung
mit den vorstehenden Bestimmungen einverstan-
den ist, beehre ich mich vorzuschlagen, daß der
Austausch dieser Note und der Antwortnote
Eurer Exzellenz als Abschluß eines Zusatzabkom-
mens zu dem Abkommen, betreffend die Auf-
hebung des Paßzwanges zwischen der österrei-
chischen Bundesregierung und der Regierung des
Königreiches der Niederlande, vom 30. Mai 1958
angesehen wird.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Exzel-
lenz den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung zu erneuern.

Afuhs

Seiner Exzellenz
Dr. J. M. A. H. Luns
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten
D e n H a a g

(Übersetzung.)
MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE

ANGELEGENHEITEN
DEN HAAG

Den Haag, 13. Juni 1959.

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz den Emp-
fang Ihrer Note Zl. 2084-A/59 vom heutigen
Tage, die wie folgt lautet, zu bestätigen:

„Exzellenz !

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzu-
teilen, daß die österreichische Bundesregierung,
von dem Wunsche geleitet, den Reiseverkehr
zwischen Österreich und den Niederlanden
zu erleichtern, bereit ist, entsprechend dem
von der Regierung des Königreiches der
Niederlande geäußerten Wunsche, das Ab-
kommen über die Aufhebung des Paßzwanges
zwischen der österreichischen Bundesregierung
und der Regierung des Königreiches der
Niederlande vom 30. Mai 1958 durch ein
Zusatzabkommen abzuändern, das folgenden
Wortlaut hat:

Artikel 1

In Artikel 1 Abs. 1 sowie Artikel 2 Abs. 1
des erwähnten Abkommens sind hinter dem
Worte ,gültigenc die Worte ,oder seit weniger
als fünf Jahren abgelaufenen' einzufügen.
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Artikel 2

Artikel 3 des erwähnten Abkommens hat
wie folgt zu lauten:

,Artikel 3

1. Österreichische Staatsbürger, die gemäß
Artikel 1 in das Gebiet des Königreiches
der Niederlande in Europa einreisen, sind
berechtigt, sich drei Monate nach der Einreise
in dem Gebiet des Königreiches der Nieder-
lande in Europa aufzuhalten. Ein darüber
hinausgehender Aufenthalt kann Inhabern gül-
tiger österreichischer Reisepässe durch die
zuständigen niederländischen Behörden be-
willigt werden, falls sie binnen acht Tagen
nach ihrer Einreise einen diesbezüglichen
Antrag stellen.

2. Niederländische Staatsangehörige, die
gemäß Artikel 2 nach Österreich einreisen,
sind berechtigt, sich drei Monate nach der
Einreise in Österreich aufzuhalten. Diese
Aufenthaltsdauer kann Inhabern gültiger nie-
derländischer Reisepässe durch die zuständige
österreichische Sicherheitsbehörde verlängert
werden.

3. Österreichische Staatsbürger, die im
Besitze einer niederländischen Aufenthalts-
berechtigung sind, beziehungsweise niederlän-
dische Staatsangehörige, deren Aufenthalts-
berechtigung in Österreich verlängert worden
ist, können während der Gültigkeitsdauer der
Aufenthaltsberechtigung jederzeit auf Grund
eines gültigen österreichischen beziehungs-
weise niederländischen Reisepasses in das
Gebiet des Königreiches der Niederlande in
Europa beziehungsweise der Republik Öster-
reich einreisen.'

Artikel 3

Artikel 4 des erwähnten Abkommens hat
wie folgt zu lauten:

,Artikel 4

Das Recht der österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung des König-
reiches der Niederlande, Personen die Ein-
reise oder den Aufenthalt zu untersagen,
wird durch dieses Abkommen nicht einge-
schränkt.'

Artikel 4

Der Tag des Inkrafttretens dieses Zusatz-
abkommens wird durch einen weiteren Noten-
wechsel festgelegt werden. Für die Gültig-
keit dieses Zusatzabkommens sollen die im
Artikel 7 des Abkommens vom 30. Mai 1958
vorgesehenen Bedingungen gelten.

Falls die Regierung des Königreiches der
Niederlande mit den vorstehenden Bestimmun-
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gen einverstanden ist, beehre ich mich vorzu-
schlagen, daß der Austausch dieser Note
und der Antwortnote Eurer Exzellenz als
Abschluß eines Zusatzabkommens zu dem
Abkommen, betreffend die Aufhebung des
Paßzwanges zwischen der österreichischen Bun-
desregierung und der Regierung des König-
reiches der Niederlande vom 30. Mai 1958,
angesehen wird."
Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,

daß ich das Einverständnis dazu geben kann,
daß die Note Eurer Exzellenz und meine Ant-
wortnote als Zusatzabkommen zu dem ob-
erwähnten Abkommen vom 30. Mai 1958 an-
gesehen werden.

Ich benütze die Gelegenheit, Eurer Exzellenz
neuerlich meine ausgezeichnete Hochachtung zu
versichern.

Luns

Seiner Exzellenz
Dr. Georg Afuhs
ao. und bev. Botschafter der
Republik Österreich
Den Haag

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
das vorstehende Zusatzabkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich
die gewissenhafte Erfüllung der in diesem Zusatzabkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Finanzen
und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 15. Dezember 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Zusatzabkommen ist gemäß seinem Artikel 4 beziehungsweise auf Grund des zwischen
der Österreichischen Botschaft in Den Haag und dem Niederländischen Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten durchgeführten Notenwechsel am 1. März 1960 in Kraft getreten.

Raab
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